
Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer:  Ich rufe die Tagesordnungs­

punkte 3 a und 3 b zur gemeinsamen Beratung auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes (Finanzausgleichsänderungsgesetz 

2009) (Drs. 16/209) 

- Erste Lesung -

Gesetzentwurf der Staatsregierung

über die Feststellung des Haushaltsplans des Freistaates Bayern für die 

Haushaltsjahre 2009 und 2010 (Haushaltsgesetz - HG - 2009/2010) (Drs. 16/210) 

- Erste Lesung -

Ich eröffne die Aussprache und erteile zuerst das Wort Herr Staatsminister Fahrenschon.

Staatsminister Georg Fahrenschon (Finanzministerium):  Herr Präsident, meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Die Kurzfassung des von der Regierung dem Bayerischen 

Landtag vorgelegten Doppelhaushalts 2009/2010 lässt sich in drei klaren Begriffen dar­

stellen:

(Unruhe)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer:  Herr Minister, darf ich schnell 

unterbrechen? ­ Ich bitte doch die Kollegen von der CSU, keine Gespräche mit der Re­

gierungsbank zu führen und da hinten die Stammtischgespräche einzustellen. Wir haben 

draußen eine ganze Menge Platz, um solche Gespräche zu führen. Denken Sie daran: 

Wir haben das Thema Doppelhaushalt 2009/2010 ­ mit Tränen. ­ Herr Minister!

Staatsminister Georg Fahrenschon (Finanzministerium):  Es ist ein Haushalt mit vielen 

Chancen, Herr Präsident. Denn dieser Doppelhaushalt ist erstens zukunftsgerichtet, 

zweitens konjunkturgerecht und drittens solide. Mit ihm setzen wir in zugegebenerma­

ßen schwierigen Zeiten die richtigen Schwerpunkte in den Zukunftsfeldern Kinder, 

Bildung, Wirtschaft und Technologie. Mit ihm stemmen wir uns so kraftvoll, wie es geht, 
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gegen den Konjunkturabschwung. Mit ihm bekennen wir uns zu den traditionell beson­

ders soliden Finanzen des Freistaates Bayern.

Zugegeben, dieser Doppelhaushalt wurde unter besonderen Bedingungen erstellt. Die 

Welt befindet sich in einem Konjunkturabschwung, in einem Wettersturz. Kein Wirt­

schaftsraum dieser Welt kann sich dem Abwärtssog entziehen. Dieser globalen Krise ist 

besonders der Exportweltmeister Bundesrepublik Deutschland ausgesetzt.

Die von der Finanzkrise ausgehenden Schockwellen machen deshalb auch keinen 

Bogen um die bayerische Wirtschaft. Aber auch wenn sich die Konjunkturindikatoren in 

den letzten Wochen noch einmal drastisch verschlechtert haben, ist festzuhalten: Die 

Bundesregierung hat ihre gerade einmal drei Monate alte Prognose auf nun minus 2,25 

% nach unten korrigiert. Auch wenn die Bundesrepublik Deutschland eine Rezession 

dieses Ausmaßes noch nie erlebt hat, gilt es, jetzt zu handeln, statt abzuwarten.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wir müssen uns auch darüber im Klaren sein, dass die automatischen Stabilisatoren und 

die Geldpolitik in der derzeitigen Krise nicht ausreichen werden, die realwirtschaftlichen 

Folgen der Finanzmarktkrise abzufedern. Die Konjunktur in Deutschland, in Europa und 

auf der ganzen Welt hat nicht bloß einen Schwächeanfall, sondern befindet sich auf der 

Intensivstation.

In dieser außergewöhnlichen Situation brauchen wir außergewöhnliche Antworten. Die 

Politik ist mehr denn je gefordert, die Rahmenbedingungen für Wachstum und Beschäf­

tigung zu verbessern. Wir müssen jetzt gezielt ­ gezielter als je zuvor ­ Wachstumsim­

pulse geben, um das Vertrauen der Unternehmer und der Bürgerinnen und Bürger zu 

stärken.

Gleichzeitig dürfen wir bei dem alles beherrschenden Thema des Konjunkturabsturzes 

auch die langfristigen Perspektiven nicht vernachlässigen. Denn der sich auf den Welt­

märkten weiter verschärfende Wettbewerb, die Auseinandersetzung mit der Gefahr 
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eines Klimawandels und der demografische Wandel sind Bereiche und Herausforde­

rungen, die uns schon morgen größer erscheinen können als die derzeitige Wirtschafts­

krise. Darauf müssen wir antworten.

Wir müssen unsere Konkurrenzfähigkeit stärken, dem Klimawandel begegnen, die Men­

schen in unserem Land fördern. Wir müssen der Vielfalt des Freistaats Bayern gerecht 

werden. Wir müssen dafür sorgen, dass Familie und Beruf vereinbar sind. Wir müssen 

die Voraussetzungen dafür schaffen, dass die Menschen die bestmögliche Bildung in 

den bayerischen Schulen und an unseren Universitäten, Fachhochschulen und weiteren 

Bildungseinrichtungen erhalten.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Ich sage es schlicht und einfach: Wir müssen unsere Schwerpunkte so setzen, dass wir 

einerseits sowohl zeitnah die Konjunktur wieder ankurbeln und Wirtschaftswachstum 

erreichen als auch langfristig den großen gesellschaftspolitischen und weltweiten Her­

ausforderungen dieses Jahrhunderts gerecht werden.

Unsere Devise muss lauten: Jetzt richtig handeln und aus der Krise gestärkt hervorge­

hen!

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Dazu brauchen wir alle Menschen. Gerade jetzt brauchen wir diejenigen Menschen, die 

bereit sind, Leistung zu zeigen. Um das zu unterstützen, müssen wir Vertrauen schaffen. 

Sowohl auf der Bundes­ als auch auf der Landesebene müssen wir Politiker den Men­

schen Führungskraft und Handlungswillen zeigen.

Auf der Bundesebene sind die Einrichtung des Finanzmarktstabilisierungsfonds, das 

Maßnahmenpaket vom November und nun auch das zweite Konjunkturpaket Zeichen 

dieser Politik der Tat. Denn wir entlasten die Menschen, sichern die Beschäftigung und 

geben der Wirtschaft entscheidende Impulse.
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Auf der Landesebene haben wir bereits mit dem im November beschlossenen Investiti­

onsbeschleunigungsprogramm und der Stabilisierung der Bayerischen Landesbank 

Handlungsfähigkeit demonstriert.In dieser Reihe steht der Haushaltsentwurf für das Jahr 

2009/2010. Er ist die passende Antwort auf die komplexen Herausforderungen unserer 

Zeit.

Zunächst aber noch zwei Aspekte zur Basis des Doppelhaushalts: Das Konjunkturpaket 

II wird weitere erhebliche Auswirkungen auf den bayerischen Staatshaushalt haben. Das 

betrifft zum einen die steuerlichen Entlastungen, die wir als Einstieg schon lange gefor­

dert haben. Außerdem nenne ich zum anderen das Investitionsprogramm für Bildung 

und Infrastruktur, mit dem wir die Krise als Chance zur Stärkung des Standortes Deutsch­

land begreifen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, auf unser Drängen hin, auf das Bohren der 

Bayerischen Staatsregierung und der sie tragenden beiden Regierungsfraktionen von 

CSU und FDP, hat der Koalitionsausschuss am 12. Januar in Berlin beschlossen, steu­

erliche Entlastungen vorzusehen. Das Konzept "Mehr Netto für alle" hat in der derzeiti­

gen Wirtschaftskrise eine ganz neue Aktualität gewonnen. Der Dreiklang aus der 

Erhöhung des Grundfreibetrags, der Senkung des Eingangssteuersatzes und der Ab­

flachung der Steuerprogression lässt die Zielmarken, an denen wir weiterarbeiten wer­

den, ahnen. Wir wollen die Kaufkraft für jeden in unserem Land stärken, weil wir auf den 

wirtschaftlichen Impuls und die wirtschaftliche Unterstützung der privaten Haushalte 

setzen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Für den Doppelhaushalt 2009/2010 wird allein durch die steuerliche Erleichterung des 

Konjunkturprogramms II allerdings auch eine Belastung beschlossen: 700 Millionen Euro 

werden in diesen beiden Jahren auf der Seite der Steuereinnahmen fehlen. Das muss 

der Staatshaushalt zusätzlich zu den schon im Regierungsentwurf berücksichtigten 

Steuererleichterungen für die Bürger jedoch verkraften; denn, meine sehr geehrten 
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Damen und Herren, der Haushalt profitiert langfristig von der Steigerung der Leistungs­

bereitschaft unserer Mitbürgerinnen und Mitbürger.

Die Pendlerpauschale, die Erhöhung des Kindergeldes und der Kinderfreibeträge und 

die Verbesserung der Abzugsfähigkeit von Krankenkassen­ und Pflegeversicherungs­

beiträgen sind nur einige Beispiele für die richtige Richtung unserer Steuerpolitik hin zu 

mehr Wachstum und zu mehr Wohlstand in unserem Land. Ich bin überzeugt, dass 

Steuersenkungen das beste Konjunkturprogramm sind. Meine Damen und Herren, wenn 

die Rahmenbedingungen stimmen, wird auch konsumiert. Wir sollten nicht zuviel Angst 

vor der Entscheidungskompetenz der Menschen haben. Unsere Grundüberzeugung ist: 

Bevor wir die staatlichen Ausgaben erhöhen, sollten wir den Menschen mehr von dem 

lassen, was sie selber erwirtschaftet und geleistet haben.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Herr Kollege Maget ist nicht mehr da. Ich freue mich aber, dass dieses Ziel der Steuer­

entlastung nicht nur von CSU und FDP, sondern auch von der CDU/CSU und der SPD 

in Berlin mitgetragen wird.

Der zweite Schwerpunkt des Konjunkturprogramms, das Investitionspaket, ist mit Mög­

lichkeiten und Chancen für Bayern verbunden. In Bayern werden damit fast zwei Milli­

arden Euro an zusätzlichen Investitionen für die Schwerpunkte Bildung und Infrastruktur 

möglich sein. Damit kann zeitnah in Vorhaben investiert werden, die ansonsten erst 

später oder vielleicht überhaupt nicht hätten verwirklicht werden können. Meine sehr 

verehrten Damen und Herren, das Investitionsprogramm ist ein Musterbeispiel für ziel­

genaue und deshalb kluge Investitionspolitik; denn wir schlagen damit zwei Fliegen mit 

einer Klappe: Der Konjunktur wird ein erheblicher Impuls gegeben. Die Nachfrageflaute 

wird durch die staatlichen Mittel abgemildert. Außerdem schaffen wir damit die Grund­

lage, um gestärkt aus der Krise hervorzugehen. Die Investitionen gehen nämlich zum 

überwiegenden Teil in das zentrale Zukunftsfeld unseres Landes, nämlich die Bildung. 

Darüber hinaus werden wir durch die energetische Sanierung nicht nur dem Klimawan­
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del entgegenwirken, sondern langfristig auch finanziell davon profitieren. Schließlich 

profitieren wir alle von Investitionen in eine bessere Infrastruktur.

Das Investitionsprogramm des Konjunkturpaketes II, das das Bundeskabinett heute vor­

mittag beschlossen hat, ist naturgemäß in dem Ihnen vorliegenden Regierungsentwurf 

zum Doppelhaushalt 2009/2010 nicht enthalten. Dazu werden wir in den Ausschussbe­

ratungen eine Nachschubliste vorlegen. Es ist gute Übung und Tradition im Bayerischen 

Landtag, dass wir im Laufe des Haushaltsverfahrens nachsteuern. So wird das auch bei 

den sonstigen Maßnahmen des Konjunkturpakets II, insbesondere den steuerlichen 

Entlastungen, sein. Außerdem werden und müssen wir nach der jüngsten Wachstums­

prognose der Bundesregierung zusätzlich auch die Steuereinnahmen 2009 in einer 

Größenordnung von einer halben Milliarde Euro nach unten korrigieren.

Noch im November lag der Steuerschätzung die Wachstumsprognose der Bundesre­

gierung in Höhe von 0,2 % zugrunde. Mit dem Beschluss des Bundeskabinetts über den 

Jahreswirtschaftsbericht und mit der Veränderung dieser Grundlage müssen wir im 

Doppelhaushalt nachziehen. Wir können nicht den unsicheren Weg gehen und auf der 

Basis einer Prognose aus dem November arbeiten. Vielmehr müssen wir jetzt die Be­

schlüsse des Bundeskabinetts und die Wirtschaftsprognose für das Jahr 2009 als 

Grundlage heranziehen. Alles andere wäre nicht solide, nicht sachgerecht und eine Ar­

beitsweise, die mit hohen Risiken verbunden wäre, mit mehr Risiken, als zu verantworten 

wären.

Eine neue Prognose für das Jahr 2010 liegt noch nicht vor. Deshalb ist es sachgerecht, 

den Effekt des Jahres 2009 als Basisverlust für das Jahr 2010 fortzuschreiben. Ein­

schließlich der steuerlichen Auswirkungen des Konjunkturpakets II wird sich damit den 

Steuern gegenüber im Ihnen vorliegenden Regierungsentwurf ein Anpassungsbedarf 

von 1,7 Milliarden Euro ergeben. Das ist eine große Summe. Das ist ein Effekt, der 

einerseits weitere Investitionen und andererseits weitere Entlastungen mit sich bringt. 

Es sind Steuerausfälle in Höhe von zweimal 500 Millionen Euro und Steuerentlastungen 

von 250 Millionen Euro und 450 Millionen Euro zu erwarten.
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, in der ganzen Bundesrepublik gibt es nur ein 

Bundesland, das diese Belastungen schultern und aufgrund des gut gelaufenen Jahres 

2008 diese Maßnahmen aus den staatlichen Rücklagen abdecken kann: Nur Bayern hat 

in den vergangenen Jahren so gut gewirtschaftet, sodass wir heute investieren und 

agieren können, ohne in die Verschuldung gehen zu müssen.

(Beifall bei der CSU)

Gerade beim Doppelhaushalt 2009/2010 zeigt es sich, wie richtig es war, in guten Zeiten 

nicht alles zu verbrauchen. Es zeigt sich, dass wir klug beraten waren, uns auf schlechte 

Zeiten vorzubereiten und Vorsorge zu betreiben.

(Georg Schmid (CSU): Spare in der Zeit, dann hast du in der Not!)

Wir haben eine Investitions­ und Konjunkturrücklage geschaffen. Eine solche Rücklage 

werden Sie im Haushalt keines anderen Bundeslandes finden.

(Beifall bei der CSU)

Ich füge aber auch hinzu: Der Rücklagenbestand ist damit weitestgehend aufgebraucht. 

Niemand kann vorhersagen, wie sich die Wirtschaft weiterentwickeln wird und wie die 

konjunkturellen Maßnahmen insgesamt greifen werden. Umso wichtiger ist es jetzt, die 

richtige Gegenmaßnahme zu treffen. Umso wichtiger ist jetzt die Blaupause und das 

Konzept, wie wir möglichst klug und zielgenau staatlich investieren. Wir müssen jetzt die 

richtigen Schwerpunkte für die Zukunft setzen. Wir müssen uns kraftvoll gegen den 

Konjunkturabschwung stemmen und dies finanzpolitisch solide darstellen. All diese An­

forderungen erfüllt der Doppelhaushalt 2009/2010. Er ist unsere Antwort auf die mo­

mentan vorherrschende Wirtschaftskrise.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wenn man sich mit den Eckpunkten des Doppelhaushalts auseinandersetzt, stehen an 

erster Stelle die hohen Zuwachsraten. Wir setzen mit dem Doppelhaushalt 2009/2010 
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ein kraftvolles Zeichen gegen die Nachfrageflaute. Die Zuwachsrate bei den allgemeinen 

staatlichen Ausgaben wird weit über dem Wirtschaftswachstum liegen. Sie liegt im 

Durchschnitt bei 4 %. Im ersten und wichtigsten Jahr liegt sie sogar bei 5,4 %. Wir gehen 

jetzt gegen die Wirtschaftsflaute vor. Wir investieren. Wir geben Geld aus. Wir sind auf 

den Märkten tätig, weil das jetzt notwendig und angesagt ist.

(Beifall bei der CSU)

Ein wesentlicher Teil unserer Möglichkeiten und unserer schlagkräftigen Antwort auf die 

besondere konjunkturelle Situation sind die Sonderprogramme. Weil wir in den Jahren 

2007 und 2008 gut gewirtschaftet haben, weil wir die Zeit genutzt haben und weil wir im 

Sinne einer vorsorgenden antizyklischen Haushaltswirtschaft Mittel geschont und auf 

Ausgaben verzichtet haben, konnten wir aus den Steuermehreinnahmen der vergange­

nen Jahre eine Rücklage, zum Beispiel für das Programm Bayern 2020 mit einem 

Gesamtumfang von 1,7 Milliarden Euro, schaffen. An dieser Stelle möchte ich sagen, 

dass das Wesentliche an dem Programm Bayern 2020 der Umstand ist, dass es mit dem 

Klimaprogramm über die komplette Laufzeit vom Jahr 2008 bis ins Jahr 2011 durchfi­

nanziert ist.Wir wissen, was wir in den Jahren tun können, und wir haben die Finanzie­

rung bereits geschultert. Das macht bayerische Finanzpolitik und den bayerischen 

Staatshaushalt aus.

(Beifall bei der CSU)

Die Mittel fließen ­ ideal für die jetzige Lage ­ überwiegend in den Jahren 2009 und 2010 

ab. In diesem Jahr, im Jahr 2009, verdoppeln sich die Mittel aus dem Programm "Zukunft 

Bayern 2020", aus dem Klimaschutzprogramm, gegenüber dem Vorjahr. 452 Millionen 

Euro können für die Bereiche Kinder, Bildung, Arbeitsplätze und Klima in die Hand ge­

nommen werden. Uns hätte nichts Besseres passieren können als die Anlage dieses 

Programms in den Jahren 2007 und 2008.

(Beifall bei der CSU und der FPD)
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Parallel dazu bestätigen wir unseren politischen Ansatz trotz der schwieriger werdenden 

Einnahmesituation mit hohen Investitionsausgaben. Wir sehen jährlich fünf Milliarden 

Euro für Investitionen vor und befinden uns damit wieder auf Rekordniveau. 2008 konn­

ten wir dieses Niveau im Nachtragshaushalt nur wegen der umfangreichen Steuermehr­

einnahmen erreichen. Steigerungsfähig war das nicht mehr; steigerungsfähig ist das 

nicht mehr. Gegenüber dem Stammhaushalt 2008 ­ ich will diesen Vergleich ziehen, um 

zu zeigen, wie stark wir investieren ­ steigen die Investitionen in diesem Jahr um fabel­

hafte 17 %,  die wir in die bayerische Infrastruktur, in die verschiedenen Programme und 

Ausgabenentscheidungen des Freistaats Bayern lenken können.

Bei einer Quotenbetrachtung geht die Investitionsquote im Jahr 2009 auf 12,5  % zurück. 

Jetzt muß man aber einmal festhalten: Im Vergleich mit anderen westdeutschen Flä­

chenländern liegen wir weiterhin mit deutlichem Abstand an der Spitze. Während der 

Durchschnitt der anderen Flächenländer gerade einmal bei 9 % liegt, liegen wir bei 12,5 

%. Das sind über 1,3 Milliarden Euro mehr gegenüber dem Durchschnitt der anderen 

westlichen Bundesländer, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Es ist schon überraschend, wenn Teile des Parlaments uns dann eine sinkende Inve­

stitionsquote vorwerfen. Das ist deshalb überraschend, weil das dieselben Teile des 

Bayerischen Landtags sind, die in der Vergangenheit argumentiert haben, es gehe nicht 

nur um die Investitionsquote, es gehe nicht nur um Beton, sondern auch um Köpfe. Wenn 

wir dieser Überlegung folgen, dann erwarten wir zu diesem Ansatz jetzt eigentlich Zu­

stimmung und keine Kritik.

(Beifall bei der CSU und der FPD ­ Zurufe von der SPD)

Wir setzen jetzt auf mehr Lehrer; wir setzen jetzt auf mehr Bildung; wir setzen jetzt auf 

mehr Zukunft. Wollen Sie darauf zugunsten einer falsch berechneten Investitionsquote 

etwa verzichten? Das wäre eine echte Überraschung, meine sehr geehrten Damen und 

Herren.
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(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wenn wir uns schon mit einer falschen Quotenbetrachtung auseinandersetzen, dann 

muss man an dieser Stelle auch einmal sagen: Es gibt nicht nur die Investitionsquote, 

sondern es gibt zum Beispiel auch die Effekte des Länderfinanzausgleichs. Da gilt es 

festzuhalten, dass der Freistaat Bayern mit dem Rechnungsabschluss 2008 zum ersten 

Mal in seiner Geschichte das Bundesland in der Bundesrepublik Deutschland ist, das 

mit dem Betrag von 2,938 Milliarden Euro das im Länderfinanzausgleich am stärksten 

engagierte Land der Bundesrepublik ist.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Das führt automatisch dazu, dass wir alleine wegen der Steigerung unseres Beitrags im 

Länderfinanzausgleich in der Quotenbetrachtung auf der Personalseite und insbeson­

dere auf der Investitionsseite leiden. Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir sind 

mit weitem Abstand ­ 418 Millionen mehr als Baden­Würtemberg und 450 Millionen mehr 

als Hessen ­ an der Spitze. Bayern ist bundestreu und trägt mit fast drei Milliarden Euro 

zur Finanzierung der anderen Länder bei. Dass wir das nicht ändern können, ist eine 

Sache, aber man darf nicht unter den Tisch fallen lassen, dass sich das in der Quoten­

betrachtung niederschlägt.

(Beifall bei der CSU und der FPD)

Im Übrigen sind im Regierungsentwurf nicht die Bundesmittel enthalten, die im Rahmen 

des Konjunkturpakets II für Investitionen bereitgestellt werden. Damit ist auch klar: 

Schon mit der Nachschubliste wird sich unsere Investitionsquote in den Jahren 2009 und 

2010 noch einmal erhöhen.

(Harald Güller (SPD): Das bezahlt doch der Bund!)

Kraftvolle Wachstumsimpulse in schwieriger Zeit zu leisten, so mutig in die Zukunft zu 

blicken und gleichzeitig Einnahmerückgänge wegzustecken ­ das ist nur in Bayern mög­
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lich; das ist nur möglich, weil wir unseren Haushalt auf einem stabilen Fundament bauen, 

meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FPD)

Es war richtig, dass wir in Bayern die guten Zeiten genutzt haben, im Übrigen im Ge­

gensatz auch zum Bundesfinanzminister. Trotz der Krise,  trotz der umfangreichen 

zusätzlichen Ausgaben, trotz der Steuerentlastungen können wir daher heute einen in 

sich ausgeglichenen Haushalt vorlegen. Das ist nur möglich, weil wir auf vielerlei Art 

Vorsorge getroffen haben. Vieles gerät dabei zu schnell in Vergessenheit. Einiges muss 

man sich noch einmal zu Gemüte führen. Beispielsweise sind wir im ersten Nachtrags­

haushalt 2008 nicht nur in die planmäßige Schuldentilgung eingestiegen, sondern wir 

haben auch mit der Errichtung eines Fonds Vorsorge für die langfristige Finanzierung 

der Versorgungslasten getroffen. Wir haben eine Rücklage im Umfang von 1,7 Milliarden 

Euro für das Programm "Zukunft Bayern 2020" gebildet und es gleichzeitig über die 

kompletten vier Jahre durchfinanziert, und wir haben auch planmäßig der Haushaltssi­

cherungsrücklage 400 Millionen Euro zugeführt.

Diese Maßnahmen fügen sich ein in die langjährige bayerische Konsolidierungspolitik, 

deren Markenzeichen der ausgeglichene Haushalt ist. Diese Orientierung für die Politik, 

dieser Maßstab für Generationengerechtigkeit hat die Grundlagen für diesen Wachs­

tumshaushalt und für unsere Aktionsmöglichkeiten geschaffen. Wir werden daran auch 

festhalten und im Rahmen unserer Möglichkeiten jetzt agieren und dabei den Vorsatz, 

nachhaltig Finanzpolitik zu betreiben, nicht außer Acht lassen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Deshalb können wir uns mit dem Regierungsentwurf einerseits kraftvoll gegen die kon­

junkturelle Krise stemmen und mutig auf die Felder der Zukunft setzen und andererseits 

wohlüberlegt agieren. Wir gehen an unsere Grenzen, aber nicht darüber hinaus.
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Angesichts des Ausmaßes der Herausforderung stecken wir unsere finanziellen Gren­

zen so weit, wie es irgendwie geht. Wir verzichten in den kommenden beiden Jahren 

nicht nur auf die planmäßige Schuldentilgung. Wir haben im Regierungsentwurf auch 

vorgesehen, dass für den allgemeinen Staatshaushalt, also ohne die Sonderlasten der 

Bayerischen Landesbank,  über eine Milliarde Euro aus der Haushaltssicherungsrück­

lage entnommen wird. Zusammen mit der Entnahme für die Sonderlasten der BayernLB 

werden wir die Rücklage mit weiteren 1,7 Milliarden Euro belasten. Ich werde noch 

deutlicher, denn das gehört zum kompletten Bild: Ja, wir geben 1,7 Milliarden Euro in 

den Jahren 2009 und 2010 mehr aus, als wir einnehmen. Aber, meine sehr geehrten 

Damen und Herren: In der schwersten Rezession seit 80 Jahren ist das das Gebot der 

Stunde. Dafür steht die Bayerische Staatsregierung.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Im Gesamtzusammenhang zeigt der Regierungsentwurf, dass ein Haushalt ohne Neu­

verschuldung und antizyklische Wirtschaftspolitik Hand in Hand gehen. Die Tatsache, 

dass wir in den Jahren 2005, 2006, 2007 und 2008 die Grundlage dafür gelegt haben, 

um jetzt agieren zu können, darf bei der Betrachtung des Doppelhaushalts 2009/2010 

nicht unter den Tisch fallen.

Das Bild der soliden Finanzen des Freistaats Bayern wird allerdings erheblich durch die 

notwendige Stabilisierung der Bayerischen Landesbank gedrückt. Das ist nicht schön­

zureden. Aber zur Einordnung der Dinge muss gesagt werden:

Erstens. Wir haben die Lasten aus der BayernLB und der Finanzmarktkrise nicht ir­

gendwo versteckt, sondern vielmehr deutlich in einem gesonderten Kapitel ausgewiesen 

Jeder kann nachschauen. Im Einzelplan 13 Kapitel 13 60 können Sie die Maßnahmen, 

die wir in Verantwortung gegenüber den Sparkassen, in Verantwortung gegenüber der 

bayerischen Wirtschaft, in Verantwortung gegenüber Millionen von Sparerinnen und 

Sparern in Bayern ergriffen haben, nachlesen. Wir können damit zeigen, dass die Son­

derlasten unseren allgemeinen Haushalt nicht belasten. Wir gehen damit den gleichen 
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Weg, den andere Länder, den der Bund und den andere europäische Nationen gehen: 

Wir trennen die Sonderlasten der Finanzmarktkrise von den Rahmenbedingungen des 

allgemeinen Staatshaushalts.

Zweitens. Die Zinslasten aus der Stabilisierung der BayernLB sind erheblich, aber sie 

erdrücken uns nicht. Beispielsweise übertrifft allein die Steigerung im Länderfinanzaus­

gleich um über 600 Millionen Euro die Zinsbelastung aus der Sanierung der BayernLB. 

Auch mit den Schulden für die BayernLB haben wir weiterhin mit großem Abstand die 

niedrigste Pro­Kopf­Verschuldung aller westlichen Flächenländer.

Das haben wir der soliden bayerischen Finanzpolitik und nicht zuletzt den damit ver­

bundenen insgesamt niedrigen Zinslasten zu verdanken.Wir werden in 2009 wieder eine 

Zinsausgabenquote einschließlich der Sonderlasten aus der Kapitalzufuhr an die Bay­

ernLB unter 3 %, in 2010 nur knapp darüber haben. Zum Vergleich: Die Flächenländer 

West rechnen für 2009 durchschnittlich mit einer Zinsausgabenquote von 7,2 %.

Die schwierige Konjunktur hält uns nicht von der Erfüllung unserer strategischen Auf­

gaben für die Zukunft ab. Die Rezession ist für uns vielmehr ein Grund dafür, gerade 

jetzt dauerhaft die Weichen auf Wachstum und Wohlstand zu stellen. Deshalb setzen 

wir die Schwerpunkte im Doppelhaushalt strategisch richtig: Kinder, Bildung, Wissen­

schaft und Technologie. Wir nehmen die aktuelle Krise als Chance für den Freistaat, und 

wir wollen, dass die Menschen in Bayern, die Unternehmen in Bayern, dass Bayern 

insgesamt daraus gestärkt hervorgeht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es war schon immer gute bayerische Politik, 

aus Gutem noch Besseres zu machen. So ist es auch in der Bildungspolitik: Bei jeder 

Bildungsstudie befinden sich die bayerischen Schüler im nationalen Spitzenfeld. Wir 

wollen nicht nur, dass das so bleibt ­ auch wenn das bereits schwierig genug ist. Wir 

wissen, dass es auch in bayerischen Schulen noch Verbesserungsmöglichkeiten gibt; 

auch wir können in einzelnen Bereichen von anderen lernen, und das packen wir mit 

diesem Doppelhaushalt an.

Protokollauszug
10. Plenum, 27.01.2009 Bayerischer Landtag ­ 16. Wahlperiode 13 



So weiten wir die Zahl der Ganztagsschulen erheblich aus. Zusammen mit den im Pro­

gramm "Zukunft Bayern 2020" veranschlagten Mitteln werden wir nach den derzeitigen 

Planungen in 2009 und 2010 insgesamt bis zu 560 neue gebundene Ganztagsschulen 

an Grund­, Haupt­ und Förderschulen einrichten können.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Besonderes Augenmerk werden wir auf die Senkung der Klassenhöchststärken in Mi­

grationsklassen legen. Unser klares Ziel ist hier eine Klassenhöchststärke von 25. Auch 

sonst werden wir im Doppelhaushalt 2009/2010 mit neuen Lehrern die Klassenhöchst­

stärken weiter senken. Dafür schaffen wir im Einzelplan 05 in den beiden nächsten 

Jahren insgesamt 2280 zusätzliche Lehrerplanstellen. Dazu kommen weitere 458 zu­

sätzliche Lehrerstellen aus dem Sonderprogramm "Zukunft Bayern 2020".

Das ist übrigens, Herr Abgeordneter Mütze, kein Blendwerk für ­ wie Sie meinen ­ ver­

fehlte Personalpolitik der vergangenen Jahre. Die Staatsregierung setzt vielmehr einen 

besonderen Schwerpunkt, und das in langer Tradition: Seit Jahren stellen wir mit jedem 

Doppelhaushalt weitere zusätzliche Lehrerkapazitäten zur Verfügung. Allein in den 

Schuljahren von 2001/2002 bis 2010/2011 ­ also im Laufe von zehn Jahren ­ gibt es 

Aufwüchse von über 10.000 Lehrern. Das sind im letzten Jahrzehnt mehr als 1000 zu­

sätzliche Lehrer pro Jahr. Hier ist nicht von einem Kurswechsel die Rede, sondern wir 

gehen mit diesem Doppelhaushalt weiter auf dem richtigen Weg.

(Beifall bei der CSU)

Des Weiteren führen wir erstmals im Nachtrag 2008 veranschlagte Mittel nun als neue 

Planstellen fort. Mit diesen rund 1000 Stellen geben wir den betroffenen Lehrern das 

richtige Signal: Wir geben ihnen Klarheit, dass sie verbeamtet werden können. Diese 

Stellen sind aber auch ­ gerade jetzt ­ ein Zeichen unserer nachhaltigen Bildungspolitik.

Wir bleiben bei den neuen Lehrerstellen aber nicht stehen: Zur Stärkung der Schulen in 

diesem Doppelhaushalt gehört auch, dass der Rückgang der Schülerzahlen unmittelbar 
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den weniger gewordenen Schülern zugute kommt. Diese sogenannte demografische 

Rendite an den Volksschulen in Bayern beträgt rechnerisch fast 1300 Stellen, die vor 

Ort bleiben und der besseren Betreuung dienen.

Außerdem werden wir die Privatschulfinanzierung durch die Anhebung des Schulgel­

dersatzes auf 75 Euro pro Monat bereits ab dem Schuljahr 2009/2010 verbessern. Damit 

behalten wir die wichtige Rolle, die die Privatschulen in unserer Bildungslandschaft spie­

len, im Auge.

Zur Bildung gehören auch die Hochschulen. An den Hochschulen schaffen wir bis zum 

Jahr 2011 38.000 zusätzliche Studienplätze und 3000 neue Stellen. Dafür sind in den 

Jahren 2009 und 2010 Ausgabemittel von insgesamt rund 240 Millionen Euro veran­

schlagt. Die wesentlichen Voraussetzungen hierfür haben wir bereits mit dem Programm 

"Zukunft Bayern 2020" geschaffen.

Für das Bauprogramm des Wissenschaftsministeriums, insbesondere für Hochschulen, 

stellen wir in der Anlage S und in den Programmen "Zukunft Bayern 2020" und "Bayern 

FIT" in den Jahren 2009 und 2010 insgesamt 424 Millionen und 476 Millionen Euro zur 

Verfügung.

Im Zusammenhang mit Hochschulen und Spitzentechnologien möchte ich auch auf die 

neuen Programme "Bayern 2020 plus" und "Nord­ und Ost­Bayern­Programm" hinwei­

sen, die insgesamt Mittel in Höhe von 590 Millionen Euro umfassen. So stellen wir im 

Bereich des Wissenschaftsministeriums beispielsweise für die Errichtung des ersten 

Max­Planck­Instituts in Mittelfranken, nämlich in Erlangen, 66,5 Millionen Euro zur Ver­

fügung. Für den Ausbau des Leibniz­Rechenzentrums zu einem europäischen Super­

computing­Standort übernehmen wir die Hälfte der Gesamtkosten von 110 Millionen 

Euro am Standort der Technischen Universität München in Garching.

Nicht zu trennen von der Bildung sind unsere Kinder. Wir stellen für die Kinderbetreuung 

insgesamt 672 Millionen Euro in 2009 und 711 Millionen Euro in 2010 bereit. Damit ver­
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bessern wir das Betreuungsverhältnis auf 1 zu 11,5 und bauen das Betreuungsangebot 

insbesondere für die Kinder unter drei Jahren konsequent aus.

Der besondere Stellenwert der Kinder und Familien im Doppelhaushalt zeigt sich auch 

bei einem ganz anderen Thema, nämlich dem Landeserziehungsgeld. Wir heben mit 

dem Doppelhaushalt 2009/2010 die Einkommensgrenzen nun schon neun Monate frü­

her an. Geburten ab dem 1. April 2008 fallen nun unter die Neuregelung. Damit profitieren 

etwa 28.000 Familien in Bayern von dem Vorziehen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Auch das passt schlüssig in das Konzept der Staatsregierung. Wenn wir in Berlin argu­

mentieren, wir müssen die Steuern jetzt senken und die Bezieher unterer und mittlerer 

Einkommen unterstützen und ihnen die Möglichkeit geben, zu konsumieren, dann ist das 

Vorziehen der Verbesserungen beim Landeserziehungsgeld eine passende Maßnahme, 

die das Konjunktur­ und Steuerpaket passgenau ergänzt.

Neben dem im Kultusetat veranschlagten weiteren bedarfsgerechten Ausbau der Mit­

tagsbetreuung an Grund­ und Förderschulen werden wir, wie vom Ministerpräsidenten 

angekündigt, in die Finanzierung von Mittagessen für bedürftige Kinder einsteigen. Für 

eine staatliche Beteiligung daran haben wir 1,1 Millionen Euro in 2009 und 3,3 Millionen 

Euro in 2010 zusätzlich angesetzt.

Die innere Sicherheit ist ein wesentlicher Faktor für die Lebensqualität in Bayern. Sie ist 

aber auch ein wichtiger Standortvorteil. Deshalb werden wir in den Jahren 2009 und 

2010 je 500 Stellen für die Einstellung neuer Polizeibeamter schaffen. Die Personalaus­

stattung der Justiz verbessern wir mit insgesamt 229 zusätzlichen Stellen, um an dieser 

Stelle einen Gleichklang zwischen den Kräften der Polizei und der Justiz aufrechtzuer­

halten.

Für die bayerische Wirtschaft haben wir im Doppelhaushalt 2009/2010 bereits einen 

Mittelstandsschirm aufgespannt. Dazu hat die LfA Förderbank ihr Bürgschaftsinstru­
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mentarium zunächst bereits ab dem 1. Januar 2009 erweitert. Im Doppelhaushalt wollen 

wir dies durch eine Rückbürgschaft des Freistaates in Höhe von 200 Millionen Euro ab­

sichern. An dieser Stelle muss klar gesagt werden: Wenn wir nicht im Dezember mit 

einem Haushaltsentwurf und einem Beschluss der Staatsregierung die Grundlage dafür 

gelegt hätten, dass die LfA Förderbank arbeiten kann, wären wir Anfang des Jahres nicht 

in der Lage gewesen, als Freistaat Bayern einen Beitrag zur Rettung zum Beispiel von 

Knaus Tabbert zu leisten. Wer heute fordert, wir sollen den Doppelhaushalt quasi außer 

Kraft setzen, der legt die Axt an das erfolgreiche Wirken der LfA Förderbank in entschei­

denden Wochen und Monaten.

(Beifall bei der CSU)

Die Regionalförderung halten wir auf hohem Niveau. Für die Schaffung und Sicherung 

von Arbeitsplätzen in strukturschwachen Räumen stehen allein in der landeseigenen 

Regionalförderung und der Gemeinschaftsaufgabe jährlich knapp 100 Millionen Euro zur 

Verfügung. Wir werden die Programmmittel des Mittelstandskreditprogramms ­ MKP ­ 

um 2,5 Millionen Euro auf 26,5 Millionen erhöhen und den Haftungsfonds zur teilweisen 

Abdeckung des Ausfallrisikos bei Haftungsfreistellungen im Rahmen des Mittelstands­

kreditprogramms ­ MKP ­ auf 10 Millionen Euro verdoppeln. Nicht zuletzt wird die 

Wirtschaft durch den kraftvollen Aufwuchs des Doppelhaushalts auch indirekt profitieren. 

Es ist ein wichtiger Teil unseres politischen Ansatzes, dass wir die soliden Fundamente 

dafür legen, dass der bayerischen Wirtschaft die momentane Situation erleichtert wird 

und sie in die Lage versetzt wird, trotz aller Schwierigkeiten zu investieren und sich zu 

entwickeln.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Nicht weniger wichtig ist der Schwerpunkt im Regierungsentwurf, der sich auf die Un­

terstützung des ländlichen Raums und der bayerischen Städte und Gemeinden, der 

Kreise, der Bezirke und der bayerischen Kommunen bezieht. Die Leistungen des Frei­

staats im kommunalen Finanzausgleich steigen effektiv um 4 %. Der kommunale Fi­
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nanzausgleich bewegt sich damit einer guten und richtigen Tradition folgend in der 

selben Richtung wie der allgemeine Staatshaushalt. Die bayerischen Kommunen wer­

den mitgenommen. Sie profitieren vom Anstieg und der starken Investitions­ und Fi­

nanzkraft des bayerischen Staatshaushalts.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Ein Schwerpunkt hierbei ist ­ ganz im Sinne der Stützung der Konjunktur und damit in 

sich  schlüssig und miteinander in Verbindung stehend ­ die Stärkung der Investitionen 

um sperrebereinigt 118 Millionen Euro. So sind insbesondere für den kommunalen 

Hochbau nach Artikel 10 FAG 250,6 Millionen Euro, für die Krankenhausförderung 500 

Millionen Euro, für die Investitionspauschale 173,3 Millionen Euro und für den Straßen­

bau und ­unterhalt im Kfz­Steuerverbund 250,2 Millionen Euro veranschlagt. Das sind 

viele Möglichkeiten für die bayerischen Kommunen, in ihrem eigenen Wirkungsbereich 

entsprechend der konjunkturellen Lage jetzt zu investieren.

Für die Förderung des kommunalen Straßenbaus nach dem Bayerischen Gemeinde­

verkehrsfinanzierungsgesetz ­ das ist ein wesentlicher Punkt dieses Doppelhaushalts ­ 

werden wir erstmals ergänzend zu den Bundesmitteln nach dem Entflechtungsgesetz 

aus dem Kfz­Steuerverbund zusätzlich 30 Millionen Euro bereitstellen, sodass hierfür 

wie in der Vergangenheit insgesamt 160 Millionen Euro zur Verfügung stehen. Ich be­

danke mich an dieser Stelle bei den kommunalen Spitzenverbänden und den Kollegen 

aus dem Innenressort, weil damit die Möglichkeit geschaffen wird, diese Mittel auf hohem 

Niveau von 160 Millionen Euro stabil in den beiden Jahren 2009 und 2010 fortzusetzen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Daneben haben wir in den Beratungen zum kommunalen Finanzausgleich nicht nur die 

richtigen konjunkturellen Schwerpunkte beschlossen, sondern die Strukturen langfristig 

verbessert: Die Verbundsätze beim allgemeinen Steuerverbund werden von 11,7 % auf 

11,94 % erhöht. Damit partizipieren die Kommunen in Bayern dauerhaft vom gestiege­
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nen Steueraufkommen des Landes. Bei der Kraftfahrzeugsteuer wird der Verbundsatz 

von 50 % auf jetzt 51 % angehoben.

Außerdem stärken wir gezielt kleinere, finanzschwache Kommunen. Wir staffeln die 

Mindestbeträge bei der Investititonspauschale nach der Umlagekraft. Und: Die Schlüs­

selzuweisungen werden überproportional um 5,8 % erhöht.

Wir arbeiten gemeinsam gegen den Konjunkturabschwung und für unsere Kommunen, 

damit sie handlungsfähig bleiben und investieren können.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Mit dem Doppelhaushalt 2009/2010 steigen wir auch in das neue Dienstrecht ein. Ker­

nelement der Leistungshonorierung bleiben die Beförderungen. Daher werden in 

Grund­, Haupt­ und Realschulen Beförderungsämter geschaffen. In den anderen Berei­

chen werden für Leistungsträger im gleichen finanziellen Umfang durch Stellenhebun­

gen zusätzliche Beförderungsmöglichkeiten geschaffen. Insgesamt haben wir 18.000 

Stellenhebungen in den Doppelhaushalt 2009/2010 aufgenommen. Wir machen damit 

klar, dass uns die Umsetzung eines modernen, auf die Leistungsorientierung, Perso­

nalentwicklung und gemeinsames Arbeiten für den Bürger ausgerichteten Dienstrecht 

ernst ist. Wir gehen mit dem Doppelhaushalt den ersten Schritt und stehen bereits jetzt 

in den Vorbereitungen für die gesetzlichen Maßnahmen, die ab 2011 wirken sollen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Regierungsentwurf zeigt in seinen Schwer­

punkten und auch in seinem Umfang, mit welcher Antwort wir auf die Krise reagieren. 

Wir arbeiten auf dem Fundament einer soliden Finanzpolitik. Das macht uns die Aktion 

möglich.

Die nachhaltige Konsolidierung der öffentlichen Haushalte ist nur bei Wirtschaftswachs­

tum möglich. Deshalb muss es das übergeordnete Ziel sein, die Arbeitsplätze zu sichern, 

neue zu schaffen und unser Wirtschaftswachstum zu stärken. Neben zukunftsorientierter 
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Strukturpolitik brauchen wir dazu nachhaltige Steuerentlastungen. Darauf müssen wir 

den Haushalt langfristig ausrichten. Der Staat muss sich immer wieder auf die Kernauf­

gaben konzentrieren, um so in anderen Bereichen wieder finanzielle Spielräume zu­

rückzugewinnen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, für die Bayerische Staatsregierung steht fest: 

Wir wollen die Krise als Chance nutzen. Unser Ziel ist es, dass Bayern gestärkt aus 

diesem Tal herauskommt. Dazu handeln wir wohl überlegt, aber auch rasch. Deshalb 

möchte ich mich an dieser Stelle im Namen der Bayerischen Staatsregierung bei allen 

Fraktionen bedanken, dass sie sich im Interesse des Landes und der Menschen dieses 

Landes bereiterklärt haben, den Haushalt zügig zu beraten.

(Lang anhaltender Beifall bei der CSU und der FDP)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer:  Bevor ich der nächsten Rednerin das Wort erteile, 

mache ich darauf aufmerksam, dass im Ältestenrat eine Redezeit von 30 Minuten pro 

Fraktion vereinbart worden ist. Nächste Rednerin: Frau Kollegin Rupp für die SPD.

(Ministerpräsident Horst Seehofer: Die Anerkennung ist jetzt möglich! ­ Adelheid 

Rupp (SPD): Das sehe ich nicht so!)

Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Das war eine erstaunliche Rede, wenn man 

sie in das Verhältnis zum Haushalt setzt.

(Beifall bei der SPD)

Adelheid Rupp (SPD):  Das war eine Rede, in der von "Schockwellen", von "Jetzt han­

deln", von "Konjunktur ist auf der Intensivstation" gesprochen wird, davon dass Rah­

menbedingungen für Wachstum und Beschäftigung verbessert werden müssen, dem 

Klimawandel begegnet werden muss, die Konjunktur zeitnah angekurbelt werden muss, 
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das übergeordnete Ziel die Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen ist, und ein 

Konjunkturpaket benötigt wird.

Ich dachte eigentlich, Herr Finanzminister, dass Sie ein nüchterner Finanzminister sind, 

der solide arbeitet. Ich kann feststellen, dass wir Ihre allgemeine Rede ­ nicht zu den 

Einzelplänen ­ jederzeit unterschreiben könnten. Mit dem Haushalt, den Sie vorgelegt 

haben, hat sie jedoch definitiv nichts zu tun.

(Beifall bei der SPD)

Sie legen uns einen Schönwetter­Haushalt vor. Dieser Haushalt ist geeignet, wenn es 

der Konjunktur gut geht, wenn keine gesonderten Maßnahmen ergriffen werden müssen. 

Dann könnte man über einen solchen Haushalt diskutieren.

Dieser Haushalt wird jedoch einer Volkswirtschaft, die sich in schwerer See befindet, 

nicht gerecht. Dieser Haushalt wird der schwersten Wirtschaftskrise seit mindestens 

1945, wenn nicht der letzten 80 Jahre, nicht gerecht. Es wird verkannt, dass Arbeitsplätze 

massiv bedroht sind. Das, was Sie sagen, und das, was im Haushalt steht, stimmt nicht 

überein. Mit diesem Haushalt tun Sie nichts Eigenständiges für die Sicherung und Schaf­

fung von Arbeitsplätzen.

(Beifall bei der SPD)

Mit dem Haushalt werden die konjunkturellen Impulse nicht gesetzt, die wir dringend 

benötigen, um Arbeitsplätze zu sichern und die bayerische Wirtschaft weiter anzukurbeln 

und zu stützen. Wir brauchen einen Haushalt, der der Rezession, auf die wir immer mehr 

zugehen, zusammen mit dem Konjunkturpaket des Bundes entschlossen entgegentritt 

und eine Brücke zu Wachstum und Beschäftigung baut.

(Beifall bei der SPD)

Wir wissen, und Sie wissen das auch, und deswegen verwundert mich Ihre Rede umso 

mehr, dass die konjunkturellen Impulse, die gesetzt werden, sich alleine im Rahmen des 
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Konjunkturpaketes II des Bundes bewegen, in dem voraussichtlich 1,9 Milliarden Euro 

für Bayern vorgesehen sind und das in den Jahren 2009 und 2010 in Bayern wirksam 

wird.Wir sind davon überzeugt: Bayern muss zusätzlich investieren. Bayern kann nicht 

nur zum Bund schielen und sagen: Ihr erledigt das für uns; wir selbst werden hier nicht 

tätig. Das kann nicht der Weg Bayerns sein.

(Beifall bei der SPD)

Sie selbst haben gesagt: Bayern steht noch gut da. Also dann: Ergreifen Sie die Initiative 

und nehmen Sie Geld in die Hand, um für die Arbeitsplätze in Bayern das zu tun, was 

jetzt dringend nötig ist.

An dieser Stelle muss man auch ein paar Takte zur schwarzen Null, der von Ihnen so 

hoch gepriesenen, der oft erwähnten schwarzen Null sagen. Tatsächlich hat es doch 

eine mögliche schwarze Null nur im Jahr 2007 gegeben, und zwar auch nicht aufgrund 

des Haushaltsgesetzes, sondern allein durch den Vollzug, weil nämlich die Steuerein­

nahmen deutlich mehr gestiegen sind, als damals von den Steuerschätzern angenom­

men worden war. Ansonsten mussten Sie in Ihren Haushalten immer, obwohl Sie groß 

propagiert haben "Wir haben die schwarze Null!", auf Rücklagen zurückgreifen, auf den 

Grundstock des Freistaates. Sie haben die Menschen mit Ihrem politischen Kampfbegriff 

­ anders kann man es nicht nennen ­, der schwarzen Null, wirklich verblendet. Ich merke 

auch, dass Sie in Ihrer heutigen Haushaltsrede wenig zur Frage gesagt haben: Ver­

schulden wir uns neu oder nicht? Das haben Sie im Kern offengelassen. Hier muss ich 

Ihnen sagen: Wenden Sie sich endlich der Realität zu! Die schwarze Null gab es nicht, 

sie gab es in 2007 dank fließender Steuereinnahmen, aber weder vorher noch nachher. 

2008 haben wir 10 Milliarden mehr Schulden; es ist klar, dass das ein haushaltspoliti­

sches Desaster war.

(Beifall bei der SPD)

Wenn wir uns darüber unterhalten, wie Ihr Haushalt aussieht, muss ich Ihnen eine Frage 

stellen. Denn Ihre Rede überrascht mich wirklich; sie passt nicht wirklich zu dem vorge­
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legten Haushalt. Die Frage ist ­ manche Kollegen werden sie nicht ganz verstehen, aber 

Sie können sie sich jederzeit von den Kolleginnen erklären lassen ­: War eigentlich Ro­

samunde Pilcher Ihre Ghostwriterin? ­ Ich sehe schon: Die Frauen lachen, für den Rest 

ist Rosamunde Pilcher erklärungsbedürftig. ­ Ihr Haushalt, den Sie uns heute vorlegen, 

kommt hübsch daher, aber das ist nur eine Fassade, die nicht wirklich Bestand hat.

Zum Konjunkturpaket des Bundes, das jetzt kommen wird, muss der Freistaat 477 Mil­

lionen aus eigener Kasse drauflegen. Gerüchte zu dieser Kofinanzierung lauten derzeit 

­ vielleicht können Sie dazu nachher noch etwas sagen ­, dass Sie diese 477 Millionen 

nicht zusätzlich in die Hand nehmen wollen, sondern sich darauf beziehen wollen, was 

im Haushalt bereits eingestellt ist. Das kann ja wohl überhaupt nicht sein.

(Beifall bei der SPD)

Es geht keinesfalls, dass hier nur konjunkturelle Impulse des Bundes gesetzt werden, 

während Sie dieses Geld nicht mal selbst investieren, um einen zusätzlichen Anschub 

zu geben, sondern sich nur auf Projekte beziehen, die Sie im Haushalt haben. Dass 

dieser Weg nicht gegangen werden kann, müsste Ihnen eigentlich klar sein. Das sind 

Tricksereien, das ist unehrlich im Umgang mit dem Konjunkturprogramm des Bundes. 

Ich drücke es jetzt etwas unfein aus: Wenn einem der Bund schon den Hintern pudert, 

sollte man sich wenigstens die Windeln selbst besorgen.

(Beifall bei der SPD)

Nicht nachvollziehbar ist für uns in diesem Haushalt, dass Sie im Grunde nicht handeln. 

Sie haben dargelegt, welche Steuereinnahmen nicht fließen werden. Sie haben auch 

dargelegt, dass natürlich die Steuerschätzung von November 2008 so nicht haltbar sein 

wird. Diese Ansicht teilen wir. Aber das ist kein Grund, sich auf die Position zurückzu­

ziehen: Der Bund legt ein Konjunkturprogramm vor, wir profitieren davon und machen 

ansonsten einen Haushalt wie gehabt. Mein Eindruck an dieser Stelle ist, dass Sie immer 

noch nicht begriffen haben, dass der Neoliberalismus der letzten dreißig Jahre, der sich 

Deutungshoheit und Hegemonie verschafft hat, endlich vorbei ist. Gott sei Dank ist er 
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endlich vorbei. Wir müssen vielmehr darauf setzen, dass die Ökonomie tatsächlich so 

gestaltet wird und der Staat aktiv handelt und eingreift, darauf, dass tatsächlich, wie Sie 

sagen, antizyklische Wirtschaftspolitik gemacht wird. Aber von antizyklischer Wirt­

schaftspolitik können wir in Ihrem Haushalt kein Fitzelchen erkennen.

(Beifall bei der SPD)

Antizyklisch ist an diesem Haushalt nichts. Sie selbst gehen auf die Investitionen ein und 

sagen: Die Investitionen sind so herausragend. Gut. Sehen wir doch mal auf die nackten 

Zahlen; vielleicht hilft Ihnen das etwas, die Augen zu öffnen. Ihr Vorgänger als Finanz­

minister, Finanzminister Faltlhauser, hat übrigens einmal gesagt, dass 15 % die natür­

liche Investitionsquote in Bayern seien. 15 %! ­ Anfang der Neunzigerjahre, ich möchte 

daran nur erinnern, lagen wir bei ungefähr 20 %. Ich glaube, in der aktuellen wirtschaft­

lichen Lage wäre das sicherlich eine Zahl, die anstrebenswert wäre.

(Beifall bei der SPD)

Wie sieht es nun in diesem Haushalt aus? Wir haben 2008 eine Investitionsquote im 

Haushalt von 13,4 %. 2009 haben wir eine Investitionsquote von 12,5 % und 2010 haben 

wir eine Investitionsquote von 12 %. Sie wollen uns heute hier anhand dieser Zahlen 

erklären, dass die Investitionen eines der wesentlichsten Merkmale dieses Haushalts 

seien. ­ Also, Herr Finanzminister, ich hätte von Ihnen schon erwartet, dass Sie diese 

Zahlen lesen können. Wer nicht versteht, dass zwischen 13,4 % und 12 % ein Minus 

und kein Plus ist, und nicht versteht, dass das genau nicht die Maßnahme ist, die wir 

jetzt brauchen, sondern dass die Investitionen nicht nur prozentual, sondern auch real 

um 100 Millionen sinken, dem muss ich sagen: Das ist für mich nicht nachvollziehbar. 

Welches Gebilde des Lugs und des Trugs versuchen Sie hier vor uns aufzubauen, das 

Bild eines Haushaltes, der perfekt ist, der die Dinge in der Analyse richtig benennt, aber 

nicht die richtigen Konsequenzen aus den tatsächlichen Zahlen zieht, die im Haushalt 

stehen? Für mich ist das so überhaupt nicht haltbar.

(Beifall bei der SPD)
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Kommen wir zu den Kommunen und dem kommunalen Finanzausgleich. Sie haben hier 

eine Einigung mit den kommunalen Spitzenverbänden erzielt. Trotzdem müssen wir 

sagen: Für uns ist der kommunale Finanzausgleich ungenügend. Der kommunale Fi­

nanzausgleich steigt im Vergleich zum Haushalt insgesamt unterdurchschnittlich. Wir 

wissen aber alle: Wer der wirtschaftlichen Krise entgegenwirken will, muss insbesondere 

in die Infrastruktur der Kommunen investieren, weil die Investition dort am effektivsten 

und wirksamsten ist. Genau dies tun Sie nicht, wenn Sie die Zahlen hier prozentual eher 

sinken anstatt steigen lassen.

(Beifall bei der SPD)

Des Weiteren steigen zwar die Schlüsselzuweisungen an, der Grund dafür ist aber im 

Wesentlichen der Anstieg der Steuereinnahmen im Verbundzeitraum. Bayern ist und 

bleibt mit einer Verbundquote von 11,94 % Schlusslicht der alten Flächenländer. Schlus­

slicht! Sie haben vorhin dargestellt, wie hervorragend Bayern dasteht. Ich muss sagen: 

Bayern steht nicht hervorragend da. Genau in dieser zentralen Frage steht Bayern nicht 

hervorragend da, in einer Frage, auf die es ganz, ganz maßgeblich ankommt. Es geht 

nämlich um die Frage: Wie viel Geld geben wir den Kommunen, damit sie in Infrastruktur 

investieren können? Ich werde nachher im Einzelnen noch auf einige Punkte eingehen, 

die deutlich machen: Dieser Haushalt ist nicht der, von dem Sie geredet haben.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben bereits im November im Rahmen unseres Konjunkturprogramms "Bayeri­

scher Rettungsschirm für Arbeitsplätze, Sonderprogramm für Wachstum und Beschäf­

tigung" zusätzliche Investitionen für die Kommunen gefordert. Es war richtig, diese 

Maßnahmen frühzeitig zu fordern. Wir haben aber nicht Ihre Zustimmung gefunden. 

Daran kann man auch erkennen, dass Ihre Bereitschaft, für die Kommunen und ihre 

Infrastruktur tätig zu werden, zwar verbal vorhanden ist, aber nicht in die Realität um­

gesetzt wird. Unsere Forderungen waren, mehr Geld in Bau und Sanierung von Schulen 

zu investieren und die Mittel aus der Kfz­Steuer für die kommunale Infrastruktur zu er­
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höhen. Ich möchte daran erinnern: Der Anteil an der Kfz­Steuer war in der Vergangenheit 

65 %; er wurde nun im Lauf der Jahre auf 51 % reduziert. Auch das ist nicht der richtige 

Weg, den Kommunen Geld sozusagen zu nehmen anstatt es ihnen zukommen zu las­

sen.

Wir wollen auch, dass die Sanierung von kommunalen Bädern finanziert wird. Das ist 

ein Problem, dessen Sie sich offensichtlich gar nicht bewusst sind. Die Bäder gerade in 

kleineren Kommunen stehen häufig vor der Schließung, weil kein Geld für die Sanierung 

vorhanden ist. Sie stellen im Haushalt nicht einen Euro dafür ein. Sie machen hier nichts. 

Hier gibt es Sanierungsbedarf, hier besteht tatsächlicher Handlungsbedarf. Hier ist na­

türlich die Wirtschaft vor Ort gefordert, die Handwerker vor Ort. Hier kann man Ar­

beitsplätze sichern. Das ist eines von vielen Beispielen, das zeigt: Ihr Haushalt ist 

verfehlt.

(Beifall bei der SPD)

Er trifft nicht das, was die Kommunen brauchen und was die Bürgerinnen und Bürger in 

Bayern brauchen.Von unseren Zielen in der Haushaltspolitik werden nur wenige erreicht. 

Zu einigen Maßnahmen kann man Ja sagen. Das ist bei jedem Haushalt so. Sie ver­

säumen aber zahlreiche Maßnahmen. Sie ergreifen keine kurzfristigen konjunkturpoliti­

schen Maßnahmen. Das ist nicht erkennbar. Sie ergreifen nur Maßnahmen aufgrund 

des Konjunkturprogramms II des Bundes. Längerfristige strukturpolitische Maßnahmen 

ergreifen Sie in äußerst reduziertem Maß. Angeblich ziehen Sie bildungspolitische Kon­

sequenzen aus dem, was wir seit vielen Jahren einfordern, und sagen, Sie würden 2200 

neue Lehrerstellen einrichten. Tatsächlich aber wurden weit über diese Zahl hinaus 

Stellen gestrichen. An den Hauptschulen wurden über 1000 Stellen gestrichen. Durch 

die Arbeitszeitverlängerung wurden zahlreiche Lehrerstellen abgebaut. Mitnichten kön­

nen Sie sagen, Sie schütten jetzt das Füllhorn aus und verbessern die Situation an den 

Schulen. Tatsächlich holen Sie die Lehrerstellen, die Sie abgebaut haben, mit dieser 

Zahl längst nicht wieder herein. Das ist die Realität, das ist aber kein massiver Ausbau.
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(Beifall bei der SPD)

Uns allen ist klar, dass die flächendeckende Ganztagsschule unsere Zukunft ist. Tat­

sächlich aber sind Sie mit Ihrem Haushalt weit von einer flächendeckenden Ganztags­

schule entfernt. Das ist auch nicht das, was wir jetzt dringend brauchen. Uns unterstellen 

Sie, dass wir früher weniger Investitionen und dafür mehr für die Bildung gefordert hätten. 

Ich frage mich, wer Ihnen dieses Gerücht zugetragen hat. Das war nie unsere Forderung.

(Beifall bei der SPD)

Das ist in keiner Haushaltsrede nachzuweisen. Für uns galten immer zwei Forderungen: 

Investitionen in die Infrastruktur, Investitionen zur Sicherung und Schaffung von Ar­

beitsplätzen und natürlich Investitionen in die Bildung. Die Investition in die Bildung ist 

in diesem Land eine Zukunftsinvestition. Man kann gar nicht genug dafür ausgeben, um 

die Zukunft unserer Kinder zu sichern. Das war immer unsere Position und immer unsere 

Linie.

(Beifall bei der SPD)

Ich bitte Sie, solche Unterstellungen in Zukunft zu unterlassen. Das hat in diesem Hause 

noch niemand vertreten.

Zu den Hochschulen: Auch das klingt zunächst ganz hübsch. Wenn man aber genau 

hinschaut, muss man feststellen, dass Sie 38.000 neue Studienplätze einrichten. Tat­

sächlich müssen wir aber mit 70.000 Studierenden rechnen. Wir haben insbesondere 

an den Fachhochschulen, bei denen sich der Ansturm auch noch verstärken wird, Über­

lastquoten von bis zu 200 %. Diese Situation haben wir an den Hochschulen. Mit diesen 

38.000 Studienplätzen verbessern Sie die Situation nicht. Im Kern verschärfen Sie sie 

sogar noch dort, wo die Überlastquoten noch nicht so hoch sind, wie wir sie derzeit schon 

haben. Auch bei den Hochschulen setzen Sie kein deutliches Zeichen. Sie haben keine 

klare Linie, um die Ausbildung unserer Jugendlichen und Kinder zu verbessern.

(Beifall bei der SPD)
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Den Klimawandel haben Sie als ein großes Thema genannt. Ich vermisse ausreichende 

Maßnahmen zur Wärmedämmung, für die erneuerbaren Energien, zum Hochwasser­

schutz und zur Abwasserentsorgung. Schön reden ist das eine, Handeln das andere. 

Das Handeln kann ich in diesem Haushalt nicht erkennen.

Eine letzte Anmerkung zur Situation von Kindern. Ich hätte darauf gehofft, dass Sie end­

lich das letzte Kindergartenjahr kostenfrei machen.

(Beifall bei der SPD)

Diese Forderung ist für unsere Kinder außerordentlich wichtig. Ich weiß, es ist wie bei 

der Ganztagsschule und bei vielem anderem mehr. Es dauert eben immer sehr lange, 

bis die CSU so weit ist, um zu verstehen, welche Investitionen wirklich Zukunftsinvesti­

tionen in die Bildung und für unsere Kinder sind. Schreiben Sie es sich einfach auf. Ich 

weiß, es wird irgendwann kommen. Es wird vor allem dann kommen, wenn Sie merken, 

dass die Wählerinnen und Wähler solche Maßnahmen deutlich einfordern. Die Wähle­

rinnen und Wähler wollen das.

(Beifall bei der SPD)

Die Abschaffung der Studiengebühren und das kostenfreie letzte Kindergartenjahr sind 

auch Maßnahmen, um die Nachfrage zu stärken. Diese Maßnahmen wollen Sie nicht 

ergreifen. Diese Maßnahmen wären aber einfacher, schneller und nicht so teuer. Warum 

tun Sie an dieser Stelle nichts? Steuersenkungen sind natürlich richtig, wenn damit die 

kalte Progression vermieden werden soll. Bei den unteren Einkommen müssen Sie aber 

wissen, dass die gar keine Steuern zahlen. Sie treffen mit Steuersenkungen gar nicht 

die Probleme dieser Menschen. Entscheiden Sie sich dafür mit uns, diese Leute zu ent­

lasten und zu überlegen, was wir tun können. Das kostenfreie Mittagessen ist eine 

wunderbare Sache. Es reicht aber alleine nicht aus. Es müssen schon deutlich mehr 

Maßnahmen kommen, um diese Einkommensgruppen tatsächlich zu entlasten.

(Beifall bei der SPD)
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Wir sind der Ansicht, dass neben den Leistungen des Bundes eine weitere Milliarde 

notwendig ist, um die Infrastruktur zu stärken, um dafür zu sorgen, dass die Wirtschaft 

angekurbelt wird, und um die Arbeitsplätze tatsächlich zu sichern.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte noch einmal auf das eingehen, was wir im Einzelnen gefordert haben. Na­

türlich werden wir ein Paket vorlegen, mit dem wir deutlich machen, was die richtige Linie 

ist, was das Wachstum sichert, was die Wirtschaft sichert und was unsere Arbeitsplätze 

sichert. Unsere Forderung war, deutlich mehr Geld für den Hochschulbau und für die 

Hochschulsanierung auszugeben. Hier wird zwar schon einiges getan, hier kann man 

aber noch Geld dazugeben. Wir wissen, wie unsere Hochschulen aussehen und in wel­

chem Zustand sie sind. Teilweise ist es unbeschreiblich. Wer noch nicht in Würzburg 

war, sollte sich diese Universität auf jeden Fall ansehen.

(Beifall bei der SPD)

Wir sollten in den Bau und die Sanierung von Schulen, in den Unterhalt und den Bau 

von Staatsstraßen, in den Wohnungsbau, in den Hochwasserschutz, in die energetische 

Sanierung staatlicher Gebäude, in den Landesplan für Altenhilfe, in den Landesbehin­

dertenplan, in die Sanierung kommunaler Bäder, in die Krankenhäuser, bei denen wir 

einen erheblichen Sanierungsbedarf haben, in die Dorferneuerung und die Städtebau­

förderung und natürlich auch in das Mittelstandskreditprogramm investieren. Beim Mit­

telstandskreditprogramm haben wir schon einiges getan. Da ist erkennbar, dass sich 

etwas bewegt.

Übrig bleibt eine schöne Rede, von der ich die erste Viertelstunde unterschreiben kann, 

die aber nichts mit der Realität zu tun hat und die nichts mit diesem Haushalt, den Sie 

vorgelegt haben, zu tun hat. Sie hat nichts damit zu tun, dass Sie selbst keine konjunk­

turellen Impulse setzen und kein Konjunkturprogramm auflegen. Herr Fahrenschon, ich 

muss es so sagen. Ihr Haushalt ist ein misslungenes Gesellenstück. Er ist ganz hübsch 

anzuschauen, er ist aber nur für Second Life geeignet. Nicht alle wissen, was das ist. Es 
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ist eine virtuelle Welt, in der man vieles erleben kann, was nicht Realität ist. Es ist eine 

Parallelwelt. Ihr Haushaltsgesetzentwurf ist substanzlos und für die Realität nicht ge­

eignet.

(Anhaltender Beifall bei der SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer:  Als nächster Redner folgt Herr Kollege Winter für 

die CSU.

Georg Winter (CSU):  Sehr geehrter Herr Präsident, verehrte Kolleginnen, werte Kol­

legen!

(Dr. Thomas Beyer (SPD): Haben Sie den Sprechzettel vom Ministerium?)

­ Das vermuten Sie. Jeder hat aber seinen eigenen Stil. Herr Beyer, lassen Sie sich 

einmal überraschen. Der Tag meint es gut mit uns. Zu den vielen guten Nachrichten, die 

der Finanzminister schon vorgetragen hat und die auch in meiner Rede und im Haushalt 

enthalten sind, habe ich auch noch zwei gute Nachrichten. Zwischen dem, was im Etat 

steht, und dem, was in der Rede steht, besteht Übereinstimmung. Frau Kollegin Rupp, 

manchmal müssen Sie nur ein bisschen näher hinsehen.

(Adelheid Rupp (SPD): Wir haben sehr genau hingeschaut!)

Mit dem Lesen von Haushalten ist es nicht immer so einfach. Die Kämmerer haben die 

Neigung, vieles zu verstecken, manchmal auch das Gute, das sich nicht so schnell er­

kennen lässt.

Zwei gute Nachrichten aber vorweg; die eine lautet: Deutschland ist zum sechsten Mal 

in Serie Exportweltmeister. Das will etwas heißen. Die Erde ist größer als Deutschland.

(Zuruf des Abgeordneten Harald Güller (SPD))

­ Herr Kollege Güller, Sie fragen, was das mit dem Haushalt zu tun hat. So ein Ziel kann 

man als relativ kleines Land nicht ohne Weiteres erreichen. Wir sind aber der Export­
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weltmeister, und das muss man wissen, bevor man zu jammern anfängt. Wir befinden 

uns auf der obersten Stufe. Das ist die Ausgangsbasis.

(Beifall bei der CSU ­ Zuruf von der SPD: Gestern haben Sie etwas anderes gesagt!)

Weltmeister kann man nur werden, wenn von vielen Höchstleistungen erbracht werden. 

Deshalb hat Gerhard Schröder recht gehabt, als er in der entscheidenden Debatte ge­

sagt hat: Auf die Facharbeiter kommt es an. Auf das Know­how kommt es an, Bildung 

ist das, was wir umsetzen können und nicht was wir nur irgendwo gesehen, gelesen oder 

sonstwie mitgenommen haben.Das ist ein Punkt. Das ist ein Beweis dafür, und das geht 

in die Zukunft, dass sich unsere Unternehmen optimal aufgestellt haben. Sonst hätten 

sie diese Ergebnisse in dem harten Wettbewerb nicht erreichen können. Das ist die eine 

gute Nachricht.

Die zweite gute Nachricht ist die, dass der Ifo­Index ­ wenn auch nur bescheiden ­ erst­

mals seit Mai, nach vielen Monaten wieder ein Plus verzeichnet, ein Plus nach einer Zeit, 

in der täglich negative Nachrichten gesendet werden, mit denen den Menschen Angst 

gemacht wird, und Panik und Horrorszenarien verbreitet werden. Diese Umfrage wurde 

nicht von uns in Auftrag gegeben, sondern die Fragen haben die Unternehmen selbst 

beantwortet. Ich glaube, das ist für uns alle ein Grund, uns in Bayern zu freuen, aber 

auch in der Bundesrepublik. Das Schöne ist: Wir von der Union sind flexibel. In Bayern 

haben wir die FDP als Partner, im Bund die SPD. Ich schaue deshalb gern zu Ihnen hin, 

weil wir im Bund miteinander arbeiten. Vielleicht gelingt es Ihnen, nachdem Sie einige 

Stellen besetzt haben, die für die Konjunktur sehr wichtig sind, ich meine das Finanz­

ministerium und das Verkehrsministerium, die Impulse ein bisschen besser zu setzen, 

statt mit Schadenfreude zu sagen: Steinbrück, pass mal auf, dass die Bayern zusätzlich 

noch Geld in die Hand nehmen, damit das Geld für die nicht zu locker in das Paket 

hineinkommt und damit wir denen ein paar Hürden stellen.

(Johanna Werner­Muggendorfer (SPD): Das ist doch wirklich Quatsch!)
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­ Nein, Frau Kollegin Muggendorfer, das ist kein Quatsch, was ich hier sage. Ich nenne 

einmal ein Beispiel. Sie haben hier die Nähe zum Minister und die Chance, mit Erfolg 

zurückzukommen. Man kann die Konjunktur auch ankurbeln und die Dinge verbessern, 

indem man nicht immer nur fragt, Frau Kollegin Rupp, wieviel Geld man dafür zusätzlich 

in die Hand nimmt, sondern indem man fragt: Wie können wir das Unternehmen Deutsch­

land künftig noch besser organisieren? Ich nenne hierfür ein konkretes Beispiel. Es gibt 

ein Erfolgsmodell bei der Straße, das nennt sich Bundesauftragsverwaltung. Wir alle 

kennen die Probleme bei der Schiene. Wenn wir miteinander mit unserer Großen Ko­

alition erreichen würden, dass wir Pläne in die Tat umsetzen, dann könnten wir das 

erreichen, was die GRÜNEN, als sie mit Ihnen in der Regierung waren, bereits wollten, 

was sie damals aber nicht machen konnten, weil das Baurecht nicht vorlag. Wir könnten 

das bei der Schiene tun, es ist an der Zeit, dass wir die Schienen, die noch unter König 

Ludwig gebaut wurden, schnellstmöglich verbessern.

(Beifall eines Abgeordneten der FDP ­ Zuruf von der SPD)

­ Herr Kollege Beyer, können Sie mir sagen, wer das aufgeschrieben hat? ­ Sie können 

das auch zu Protokoll geben, das ist mir gleich, damit habe ich keine Probleme.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Thomas Beyer (SPD))

­ Ich tippe nicht selbst, das habe ich einmal zu lernen versucht.

Der Doppelhaushalt 2009/2010, dessen Entwurf wir heute in den Landtag eingebracht 

haben, enthält für uns zwei Leitlinien. Das sind zum einen die Schwerpunkte Schulen, 

Hochschulen und Kinder und zum anderen der Bereich Wirtschaft, ländlicher Raum und 

innere Sicherheit. Die innere Sicherheit brauchen wir zur Erhaltung der Stabilität in un­

serem Land, damit Investitionen stattfinden, damit Gelder zu uns fließen, damit wir ein 

Land sind, in das man gerne geht.

Bleiben wir bei einer soliden Finanzpolitik. Das habe ich heute schon in der Rede unseres 

Herrn Minister gehört. Ich weiß, das gefällt Ihnen nicht so gut. Wir wollen aber solide 
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weiterarbeiten. Ich sage deshalb ganz deutlich: Das hat auch etwas mit dem Haushalt 

zu tun und das lässt sich nachlesen. Wir verschweigen nicht, dass es Sonderlasten zur 

Stützung der Bayerischen Landesbank gibt. Darauf hat auch der Finanzminister schon 

hingewiesen. Wir kommen in diesem Haushalt 2009/2010 trotzdem ohne neue Schulden 

aus. Das ist unser Ziel. Im Übrigen, wenn wir immer von einem ausgeglichenen Etat 

sprechen, so muss ich anmerken: Jeder Etat muss ausgeglichen sein. Das wissen alle 

Kommunalpolitiker, das steht sogar in der Kommunalen Haushaltsverordnung. Die 

Frage ist nur, wie man das angeht, ob man Schulden macht, ob man etwas verkaufen 

kann oder ob man die Ausgaben reduziert. Oder man kann überlegen, ob man die Ein­

nahmen erhöht. Das also sind die Überlegungen. Dahinter steht immer die Frage, wie 

geht es, den Haushalt auszugleichen. Wir sagen, der Haushalt 2009/2010 kann dank 

der Rücklagen und der Möglichkeiten, die vorhanden sind, ohne neue Schulden aufge­

stellt werden. Wir hoffen, dass die Konjunktur auch wieder einmal besser wird. Unsere 

Schwerpunkte sind ganz klar: Kinder, Bildung, Arbeitsplätze. Diese Kernbereiche wer­

den aus der Sicht der CSU­Fraktion im nächsten Doppelhaushalt und im kommenden 

Jahr im Vordergrund stehen.

Zu den Schulen: Der Finanzminister hat dieses Thema ganz umfassend vorgetragen. 

Ich würde sagen, Herr Ministerpräsident, der Finanzminister könnte, wenn es sein muss, 

auch den Bildungsbereich abdecken. Er hat deutlich dargelegt, dass es um die Chan­

cenvielfalt geht, um die Familien.

(Zuruf der Abgeordneten Margarete Bause (GRÜNE) ­ Weitere Zurufe von Abge­

ordneten der GRÜNEN und der SPD ­ Allgemeine Heiterkeit)

­ Das können wir Herrn Kollegen Spaenle sagen, dann bekommt er den richtigen Impuls. 

Das war selbstverständlich positiv zu verstehen.

(Zuruf der Abgeordneten Margarete Bause (GRÜNE))
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Nun zu den Einsparmaßnahmen. Da nenne ich gleich eine Zahl: Der Haushalt weist 

2.738 zusätzliche neue Lehrerstellen aus. Das ist doch eine Wucht, das ist eine Re­

kordzahl!

(Zuruf des Abgeordneten Hans­Ulrich Pfaffmann (SPD))

­ Da sollten Sie sich freuen, Herr Pfaffmann. Dafür sollten Sie auch klatschen. Es ist 

tatsächlich so, Sie sitzen an einer Stelle, wo sehr viel stattfindet: 2.738 neue Stellen!

(Beifall bei der CSU)

62 Millionen Euro werden zusätzlich für die Ganztagsschulen bereitgestellt. Wir wollen 

die Förderung an den Privatschulen von 66 auf 75 Euro erhöhen. Das ist nicht viel, aber 

es geht in die richtige Richtung. Noch ein paar Daten zu den Hochschulen, die man sich 

ebenfalls auf der Zunge zergehen lassen kann: 38.000 zusätzliche Studienplätze. Dafür 

schaffen wir zusätzlich 3000 neue Stellen, denn wir brauchen auch das notwendige wis­

senschaftliche Personal. Das Kabinett hat sich heute damit beschäftigt, damit das Ganze 

noch viel flexibler von den Hochschulen geregelt werden kann. Dafür nehmen wir selbst­

verständlich auch zusätzliches Geld in die Hand, im Jahr 2009  83 Millionen Euro und 

2010 noch einmal 154 Millionen Euro, um die Aufgabe, mehr Studienplätze und mehr 

wissenschaftliches Personal, finanzieren zu können.

Frau Kollegin Rupp, wir investieren kräftig in den Hochbau der Fachhochschulen und 

Hochschulen. 420 Millionen Euro sind in diesem Jahr eingestellt, 476 Millionen Euro im 

nächsten Jahr. Die Abschaffung der Verwaltungskostenbeiträge beläuft sich zwar pro 

Person nur auf 50 Euro, für den Freistaat Bayern heißt das aber immerhin, dass wir auf 

23 Millionen Euro verzichten, um unsere Studenten zu entlasten.

Was die Förderung der Kinder anbelangt, so sind das nicht nur Floskeln, sondern es 

handelt sich um Tatsachen, die im Haushalt nachzulesen sind. Die Personalförderung, 

Frau Kollegin Rupp, beträgt 672 Millionen Euro in diesem Jahr und 711 Millionen Euro 

im nächsten Jahr. Hinzu kommt die Verbesserung des Personalschlüssels auf 1:11,5. 
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Dafür wurde lange gekämpft. Ganz wichtig ist auch das Landeserziehungsgeld. 28.000 

Eltern mehr werden von dieser wichtigen Regelung profitieren, die es in Bayern, aber 

nicht in allen anderen Bundesländern gibt. Die Nachrichten zeigen uns, wir müssen auch 

mehr für den Schutz der Kinder tun, deshalb 250 koordinierte Kinderschutzstellen. 100 

Stellen in diesem und 150 Stellen im Jahr darauf, so die Aufschlüsselung im Etat für die 

Haushaltsjahre 2009 und 2010. Natürlich beteiligt sich der Freistaat am kostenlosen 

Mittagessen, doch in dieser Frage will ich dem Herrn Ministerpräsidenten nichts vor­

wegnehmen. Es ist aber wichtig, dass man diese Sache regelt, anstatt hundert Mal zu 

fragen: Braucht man das unbedingt?

(Beifall bei der CSU)

Innere Sicherheit: Es ist wichtig, dass wir neu einstellen und jungen Menschen eine 

Chance geben. Gerade jetzt, wenn Lehrstellen knapper werden, wollen wir 500 Stellen 

in diesem Jahr in den Haushalt einstellen und 500 im nächsten Jahr. Es ist auch für die 

Justizministerin wichtig, dass wir 229 zusätzliche Stellen im Justizetat haben.

Jetzt zur Finanzpolitik. Ist sie wirklich solide, wie gehen wir vor? ­ Uns war wichtig, dass 

wir trotz der Sonderlasten bei der Landesbank und trotz der Finanzmarktkrise unserem 

Ziel treu bleiben, ohne neue Schulden auszukommen. Allerdings muss man auch sehen, 

dass sich die Ausgangslage verändert hat, und dass sie sich alles andere als einfach 

darstellt. Unser Haushalt ist so natürlich nur möglich, weil wir Rücklagen haben, weil wir 

in den letzten Jahren gut gewirtschaftet haben.

Nun zum Konjunkturpaket. Das Paket ist in Ordnung, wir haben uns auch dafür enga­

giert, beispielsweise bei den Steuern. Das betrifft auch die Investitionen und den Kran­

kenversicherungsbeitrag. Sie kennen die Beispiele: Bei einem Jahreseinkommen von 

45.000 Euro beträgt die Entlastung knapp 1100 Euro im Jahr. Das ist Geld im Porte­

monnaie, damit kann man etwas anfangen. Das betrifft wirklich viele,  das ist das 

Entscheidende, und das stützt die Konkunktur. Das bedeutet aber auch Mindereinnah­

men für den Freistaat Bayern, denn Bund und Länder sind bei diesen Einnahmen 
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miteinander verflochten. Aus Sicht der Landespolitik sagen wir ganz deutlich: Wir be­

grüßen das Konjunkturpaket des Bundes und die 10 Milliarden Euro, die er an die Länder 

weitergeben möchte. Der Betrag ist aufgeteilt und geht an die Kommunen und die Län­

der. Knapp 2 Milliarden davon fließen nach Bayern. Wir sind gefordert, 470 Millionen 

Euro einzubringen. Das werden wir tun, und das werden wir auch in diesem Haushalt 

darstellen. Dabei kommt den Kommunen eine wichtige Schlüsselrolle zu. Warum? ­ Die 

Kommunen haben die Möglichkeit, durch ihre Ausschreibungen, durch ihre überschau­

baren Baulose den Mittelstand tatsächlich zu erreichen. Das ist eine wichtige Sache. Wir 

wünschen uns, dass der Bund bei seinen Bemühungen in Europa Erfolg hat und die 

Ausschreibungskriterien und Vergaberichtlinien gelockert werden. Damit könnten wir die 

Aufträge künftig heimatnäher und schneller vergeben.Das ist, glaube ich, ganz wichtig 

und es wäre erfreulich, wenn wir hier Hand in Hand marschieren würden.

Heute hat ein Kommentator einer wichtigen Tageszeitung geschrieben:

Es ist richtig, dass wir nicht sagen: Jetzt ist es eh wurscht. Alle geben das Geld aus, 

schmeißen wir es auch raus. Nein, im Gegenteil: Bei so viel Unsicherheit im Großen 

gilt es im Kleinen Stabilität zu wahren und verlässlich zu bleiben. Denn die Men­

schen sollen Vertrauen haben, dass unser Geld stabil ist, dass diese Währung Sinn 

macht und dass sie sich darauf verlassen können.

Natürlich ­ der Finanzminister hat es angesprochen ­ haben wir Anpassungsbedarf. Das 

werden wir in den Beratungen sehen, darauf brauche ich jetzt nicht weiter einzugehen. 

Dass die Rücklage hart erarbeitet werden musste, dafür sind wir heftig kritisiert worden 

in den Jahren 2003, 2004, 2005, 2006, 2007. Da wurde alles auf den Tisch gelegt. Des­

halb haben wir jetzt die Möglichkeit, darauf zurückzugreifen.

Ich möchte noch ein paar Vergleichszahlen für Bayern ansprechen. Wir wollen es nicht 

übertreiben. Wir haben Bescheidenheit gelernt. Aber ein paar Dinge darf man, glaube 

ich, sagen. Nehmen wir das Thema Verschuldung. Es ist schon beachtlich, wenn wir 

Protokollauszug
10. Plenum, 27.01.2009 Bayerischer Landtag ­ 16. Wahlperiode 36 



trotz der Lasten der Landesbank heute immer noch 1.200 Euro pro Kopf unter dem 

Nächstbesten liegen. Wir wollen diesen Abstand halten.

Wichtig ist auch unsere laufende Belastung. Wie sieht es mit den Zinsen aus? Wenn wir 

in den Jahren 2009 und 2010 eine durchschnittliche Zinsbelastung von drei Prozent 

haben und die anderen Länder im Schnitt von acht Prozent, dann ist das ein riesengroßer 

Unterschied, der deutlich macht, wie unterschiedlich die Strukturen sind. Das ist neben 

dem Länderfinanzausgleich ein weiteres Beispiel, an dem deutlich wird, wie unter­

schiedlich sich das Ganze in der Republik darstellt.

Frau Kollegin Rupp, ich habe gesagt, ein bisschen näher hinschauen bei den 15 % In­

vestitionsquote. Sie wissen, wenn wir prozentrechnen, haben wir zwei Faktoren, und das 

Prozentrechnen ist zunächst einmal auf hundert begrenzt. Ich habe zwar nie Mengen­

lehre gelernt, das wurde erst später gemacht, aber das ist, glaube ich, nicht so ent­

scheidend, man hat es dann auch wieder reduziert. Aber wenn ich in diesem Paket von 

100 % den Anteil an Köpfen erhöhe, also mehr hineinstecke, ohne dass ich am Beton 

etwas wegnehme, dann sind prozentual die Köpfe mehr und der Beton weniger.

Genau das hat stattgefunden. Wir haben nach langer Diskussion, nach der guten Ein­

sicht und nach der Frage, was möglich und was notwendig ist, ganz klar gesagt: Diesmal 

muss der Bereich Köpfe stärker wachsen, und darum verschieben sich da die Prozente.

(Georg Schmid (CSU): Sehr gut erklärt!)

Das ist einfach die Redlichkeit. Das hat mit Böswilligkeit nichts zu tun. Dann darf man 

es auch nicht beklagen. Die Logik, die die Mathematik mit sich bringt, sollte man aner­

kennen. Das ist schon in der Schule wichtig. Wenn man dort die Mathematik nicht 

akzeptiert, hat man schlechte Noten im Rechnen.

Frau Kollegin Rupp, es sind nicht nur fünf Milliarden Euro, die wir investieren. Das ist die 

pauschale Zahl für die, die nicht mehr lesen wollen und sich damit nicht näher beschäf­

tigen. Jetzt bringen wir aber noch ein paar andere Zahlen, das sind 350 Millionen Euro 
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Ausgabereste. Der Ministerpräsident hat im Rahmen des Beschleunigungsprogramms 

dafür gesorgt, dass man das sofort in die Hand nimmt, und hat gesagt: Leute, seht zu, 

dass ihr da weiterarbeitet, die Verwaltungen es umsetzen, ausgeben, investieren, Auf­

träge erteilen. Das sind die 350 Millionen Euro.

Dann kommt der von Ihnen beklagte Finanzausgleich dazu. Ich habe gelernt, etwas, 

worin man nicht so gut ist, kritisiert man nicht, und umgekehrt das, wo die Konkurrenz 

eigentlich gut aufgestellt ist, spricht man nicht so häufig an. Wir sind beim Finanzaus­

gleich supergut aufgestellt. Noch nie gab es einen besseren bayerischen Finanzaus­

gleich als den des Jahres 2009. Wenn ich an meinen kleinen Landkreis denke, der hat 

durch die Veränderungen im Finanzausgleich 1,5 Millionen Euro ­ Kollege Barfuß kann 

das bestätigen ­ mehr Schlüsselzuweisungen, insgesamt 11,5 Millionen Euro Schlüs­

selzuweisungen. Das ist schon einmal eine Sache.

Aber insgesamt, um auf Bayern zurückzukommen, heißt das: In diesen 6,8 Milliarden 

Euro stecken 1,7 Milliarden Euro Investitionsförderung. Das ist etwas, was zu 100 % in 

die Investitionen geht. Die anderen 5,1 Milliarden Euro tragen, weil sie in die Verwal­

tungshaushalte der Gemeinden fließen, dazu bei, dass die Kommunen ihren Etat gut 

ausgleichen können, dass sie aus dem Etat Zuweisungen an den Vermögenshaushalt 

machen können und damit aus eigener Kraft investieren können. Das ist das Entschei­

dende, dass sie neben der Förderung des Staates auch die notwendigen Eigenmittel 

aufbringen können, ohne deswegen zur Bank gehen zu müssen. Der Präsident des 

Deutschen Städtetages, Herr Ude, hat gesagt, dass die Kommunen ein gutes Jahr hinter 

sich gebracht haben.

Das waren also die Ausgabenreste, 1,7 Milliarden Euro Finanzausgleich investiv, das 

andere zur Stützung der Investitionen. Mit der dritten Baustelle sind die Kollegen im 

Haushaltsausschuss in den nächsten Wochen gefordert. Dort, wo es wirtschaftlich sinn­

voll ist, auch nach Überprüfung durch den Rechnungshof, wollen wir 560 Millionen Euro 

­ das ist mehr als eine halbe Milliarde, wir rechnen ja nur noch mit Milliarden, deswegen 

muss man das übersetzen ­ über PPP­Projekte ausgeben und werden dazu in den 
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nächsten Wochen im Haushaltsausschuss schon ganz konkrete Entscheidungen treffen. 

Damit werden Maßnahmen in der Größenordnung von mehreren hundert Millionen Euro 

angestoßen. Also, der Freistaat Bayern tut sehr viel.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU und der FDP)

Es ist auch gut, wenn man die Zahlen am Schluss zusammenzählt. Dann kommt man 

zum richtigen Ergebnis, Frau Kollegin Rupp.

(Lachen bei der SPD)

Sie dürfen es selber vornehmen, aber wir sind zwischenzeitlich bei 7,5 Milliarden Euro 

angekommen und nicht mehr bei fünf. Ich freue mich, dass Sie darüber lachen können.

Noch etwas habe ich mir, Herr Beyer, nämlich das Stichwort "Beschleunigungspro­

gramm". Das haben wir aber schon gestreift, und auch das FAG haben wir genannt.

Zum Schluss möchte ich noch einmal auf den soliden Haushalt des Freistaats Bayern 

hinweisen mit seinen Investitionsschwerpunkten. Ich darf aber ganz offen bekennen, 

dass auch wir gezwungen sind, in diesen Zeiten, in denen die Einnahmen weniger wer­

den, sorgfältig mit den Mitteln umzugehen und zu überlegen: Was hat Priorität? Da 

müssen wir einräumen, nicht alles, was wünschenswert wäre, können wir uns leisten, 

im Gegenteil: Wir müssen auch da zweimal hinschauen, dass es an der richtigen Stelle 

ankommt.

In diesem Sinne sage ich der Staatsregierung herzlichen Dank für diesen Etatentwurf, 

dem Finanzminister und seinen Mitarbeitern, die diese engagierte Arbeit geleistet haben. 

Sonst hätten wir noch mehr zu tun.

Gleichzeitig verspreche ich Frau Kollegin Rupp, da sind wir Seite an Seite ­, dass wir 

uns bemühen werden, diesen Etat zügig zu beraten, durch ganztägige Sitzungen die 

haushaltslose Zeit möglichst schnell zu beenden und mit einem beschlossenen, geneh­
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migten und bekannt gemachten Etat die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass wir 

das ganze Geld in Kinder, in Bildung, in Jobs möglichst schnell investieren können.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer:  Danke schön, Herr Kollege Winter. Für die Fraktion 

der Freien Wähler spricht Kollege Mannfred Pointner.

Mannfred Pointner (FW):  Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle­

gen, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich bin sehr überrascht, Herr Finanzmi­

nister, über die Euphorie, mit der Sie diesen Haushalt vorgetragen haben. Ich kenne 

mich etwas in Haushalten aus, natürlich nicht im Umfang dieses Staatshaushalts. Aber 

in den zwei Wochen, in denen ich diesen Haushalt durchgesehen habe, habe ich fest­

gestellt, dass dieser Haushalt auf Kante genäht ist, dass es ein Sparhaushalt ist, der 

wenig neue Möglichkeiten enthält.

Sie haben mich aber auch schon vor 14 Tagen überrascht, Herr Finanzminister, als ich 

Ihre Kurzdarstellung des Doppelhaushalts 2009/2010 erhielt und gelesen habe, dass 

das zum vierten und fünften Mal ein ausgeglichener Haushalt ist. Natürlich hätte ich es 

genauer lesen müssen. Sie haben vom allgemeinen Haushalt gesprochen. Da haben 

Sie sicherlich recht. Aber ich sehe es schon als eine gewisse Täuschung der Öffentlich­

keit an, wenn Sie diesen Haushaltsentwurf am 16. Dezember im Kabinett beschließen 

und diese Darstellung herausgeben und am nächsten Tag durch den Zweiten Nach­

tragshaushalt 2008 eine Neuverschuldung von 10 Milliarden Euro beschließen lassen. 

Daran ändert auch nichts, dass diese Neuverschuldung in einem Sonderkapitel des 

Haushalts ausgewiesen wird.Es ist und bleibt eine gigantische Erhöhung der Verschul­

dung des Freistaats, die höchste Neuverschuldung, die jemals in Bayern beschlossen 

wurde. Aber das haben wir schon ausreichend diskutiert.

Es hilft auch nichts, wenn so getan wird, als sei diese Kreditaufnahme durch ein Natur­

ereignis entstanden, das außerhalb des regulären Haushalts behandelt werden kann. 

Das erinnert mich fatal an die derzeitige Diskussion bei den Banken, die dahin geht, die 
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giftigen Wertpapiere in eine sogenannte bad bank auszulagern. Wenn man das umsetzt, 

könnte man sagen: Das Kapitel 13 60 im Einzelplan 13, der sogenannte Stabilisierungs­

fonds Finanzmarkt und BayernLB, wäre dann ein sogenannter bad Haushalt, der nichts 

mit dem allgemeinen Haushalt zu tun hat.

Dass dem aber nicht so ist, ist aus dem Doppelhaushalt 2009/2010 ersichtlich. Im Jahr 

2009 werden 200 Millionen Euro Zinsen und im Jahr 2010  400 Millionen Euro Zinsen 

für diesen Kredit anfallen, und ich habe die Befürchtung, dass hier noch nicht das Ende 

der Fahnenstange erreicht ist.

Das Geld für diese Zinszahlungen fehlt uns hinten und vorn, es fehlt uns heute und auch 

in den kommenden Jahren. Deshalb bleibt der Doppelhaushalt 2009/2010 bei den für 

die Zukunft unseres Landes wichtigen Dingen hinter dem zurück, was jetzt notwendig 

ist.

Dieses Geld fehlt uns vor allem für die Bildung, aber auch für die Chancengleichheit im 

ländlichen Raum oder auch bei der notwendigen Finanzausstattung der Kommunen. 

Dazu komme ich noch. Es kann und darf aber nicht sein, dass wegen dieses finanziellen 

Debakels, das offensichtlich durch den Größenwahn einzelner Verantwortlicher verur­

sacht wurde, die Zukunftschancen unseres Landes beeinträchtigt, ja ich möchte fast 

sagen: verspielt werden.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, im Haushaltsrecht gibt es 

zwei wesentliche Grundsätze ­ ich denke, das wird auch für den Staatshaushalt gelten 

­, nämlich den Grundsatz der Wahrheit und den Grundsatz der Klarheit.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Zur Wahrheit gehört auch, dass Sie zwar offenbar mit Genugtuung in Bayern den aus­

geglichenen Haushalt ohne Neuverschuldung verkünden, im Bund aber eine massive 

Neuverschuldung mitgetragen haben und aufgrund Ihrer Forderungen nach noch mehr 
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Steuererleichterungen sogar eine noch weitaus höhere Neuverschuldung hingenommen 

hätten. Sie haben im wahrsten Sinne des Wortes Ihre Unschuld verloren. Unter Ihrer 

Verantwortung sind in Bayern 10 Milliarden Euro Schulden neu aufgenommen worden, 

und im Bund sollen sogar 50 Milliarden Euro neue Schulden aufgenommen werden.

Ich möchte aber gleich klarstellen, dass das keine Kritik am Konjunkturpaket ist. Dieses 

Paket unterstützen wir grundsätzlich. Wir halten es für richtig und notwendig. Aber Sie 

sollten nicht immer so tun, als seien die anderen die Schuldenmacher. Auch in Bayern 

wird dieses Konjunkturpaket nicht ohne Auswirkungen auf den Haushalt bleiben. Sie, 

Herr Finanzminister, haben selbst heute gesagt, dass die in Berlin beschlossenen Steu­

ererleichterungen im Rahmen des zweiten Konjunkturpakets Mindereinnahmen von 250 

Millionen Euro im Jahr 2009 und von 450 Millionen im Jahr 2010 verursachen. Heute 

haben Sie noch einmal eine ganze Milliarde aufgrund der Konjunktureinbrüche genannt. 

Das sind insgesamt 1,7 Milliarden Euro.

Sie haben heute auch gesagt, dass das durch Rücklagen ausgeglichen werde. Uns ist 

bisher nicht bekannt gewesen, wie das Ganze ausgeglichen werden soll. Offenbar sind 

da noch genügend Rücklagen vorhanden, die uns nicht bekannt sind.

Interessant wäre noch, wo Sie diese 477 Millionen Euro ­ da habe ich jetzt nichts gehört 

von den 1,9 Milliarden Euro aus dem Konjunkturpaket ­ unterbringen. Es kann wohl nicht 

so sein, dass Sie Investitionsgelder, die im Haushalt jetzt schon enthalten sind, einfach 

umschichten.

(Beifall bei den Freien Wählern und der SPD)

Diese 477 Millionen Euro sind sicherlich so gedacht, dass sie zusätzlich bereitgestellt 

werden müssen, um die Konjunktur anzukurbeln. Für uns im Haushaltsausschuss wäre 

es natürlich auch interessant, wenn wir baldmöglichst die entsprechenden Informationen 

erhalten würden, und zwar gerade deswegen, weil dieser Doppelhaushalt in aller Eile 

durchgezogen wird und weil es für die Fraktionen, die nicht an der Regierung beteiligt 
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sind, besonders schwer ist, sich mit diesem Zahlenwerk vertraut zu machen und sach­

gerechte Anträge zu stellen.

Noch eine Anmerkung zu Wahrheit und Klarheit: Die Eckzahlen zum Finanzplan für 2011 

und 2012 sehen sogenannte Konsolidierungsbedarfe vor: 2011  1,08 Milliarden Euro und 

2012  1,33 Milliarden Euro. Das ist eigentlich eine Unterdeckung, die entweder durch 

Mehreinnahmen, eventuell auch über Kredite, oder durch Minderausgaben ausgegli­

chen werden muss. Hierzu ist nichts enthalten. Sie haben zwar in einer Fußnote den 

Hinweis gegeben, dass man erst einmal abwarten muss, wie sich diese Steuereinnah­

men entwickeln, aber dieser Hinweis ist eigentlich überflüssig, weil das selbstverständ­

lich ist. Natürlich werden wir die aktuellen Zahlen in den Jahren 2011 und 2012 abwarten 

müssen. Aber nach meiner Kenntnis müssten im Finanzplan auch Prognosen über Ein­

sparungen, Kredite und Mehreinnahmen, um diesen Konsolidierungsbedarf auszuglei­

chen, enthalten sein.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Noch einmal zurück zu Wahrheit und Klarheit: Sie haben im Entwurf eine Entnahme aus 

der Haushaltssicherungsrücklage in Höhe von 1,04 Milliarden Euro vorgesehen. Dane­

ben ist aber aus der Haushaltsübersicht erkennbar, dass 2009 insgesamt 740 Millionen 

Euro und 2010 zu diesen 1,04 Milliarden Euro eine weitere Milliarde Euro kommen. Das 

sind also insgesamt nochmals 1,7 Milliarden Euro. Das soll alles aus Rücklagen, Fonds 

oder Stöcken entnommen werden.

Das ist aber für uns nicht ersichtlich. Ich habe mich umgehört. Es ist keinem bekannt, 

keiner weiß ­ Sie natürlich schon ­, wie hoch insgesamt diese offensichtlich für den 

Haushalt verwendbaren Rücklagen, Fonds oder Stöcke sind. Wir fordern daher auch für 

die künftigen Haushalte ­ Sie haben doch heute gesagt, die Rücklage sei leer, wenn das 

alles verbraucht wird ­ im Sinne der Wahrheit und der Klarheit des Haushalts eine recht­

zeitige Aufschlüsselung aller dieser Mittel, möglichst zusammengefasst und übersicht­

lich und nicht auf einzelne Pläne verteilt.
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(Beifall bei den Freien Wählern und Abgeordneten der SPD)

Es geht hierbei um das Geld aller Steuerzahler und nicht um das Geld, das die Regierung 

oder die Regierungsfraktionen aufzubewahren und zu verteilen haben.

Noch ein Hinweis: Als einem, der diesen Haushalt neu studiert, ist mir ganz negativ 

aufgefallen, dass Sie im Einzelplan 13 mehrere Sonderkapitel drin haben. Sie werden 

dauernd zitiert: "Zukunft Bayern 2020", dann das Klimaprogramm, das Nord­ und Ost­

bayern­Programm usw. In diesen Sonderkapiteln sind Ausgaben für Maßnahmen ent­

halten, die auch in anderen Haushaltsstellen zu finden sind. Dies dient nicht gerade der 

Übersichtlichkeit des Planes und erschwert die Arbeit mit diesem Plan ungemein, ins­

besondere wenn er uns nur in Form einer CD­ROM zur Verfügung steht.

Nun aber zu den Inhalten. Gleich vorweg: Die im Haushaltsentwurf enthaltenen Ansätze 

für die Bildung sind trotz Ihrer geradezu euphorischen Aussagen unzureichend. Der 

Entwurf zeigt zwar einige gute Ansätze, aber eben nur Ansätze und keine Lösungen.

Das gilt insbesondere bei dem Ziel, die Klassenstärken an unseren Schulen zu vermin­

dern. Dies wurde vor der Wahl von beiden Regierungsfraktionen als Ziel benannt, wobei 

kurz vor der Wahl sogar unsere Forderung "Keine Klasse über 25" übernommen wurde. 

Es gibt zwar mehr Lehrer ­ das ist schon von Ihrem damaligen Ministerpräsidentenkan­

didaten so ausgesagt worden ­, das reicht aber nicht aus, um die Klassenstärken in die 

Nähe dieser Höchstgrenze von 25 Schülern zu bringen. Wenigstens hätte einmal ein 

Anfang gemacht werden können, indem zum Beispiel bei den Realschulen, den Gym­

nasien und den Hauptschulen in der 5. Klasse und bei den Grundschulen keine Klasse 

mehr als 25 Schüler hat.

Ich habe den Eindruck, dass Sie warten wollen, bis der Rückgang der Schülerzahlen 

sozusagen auf demografische Weise diese Klassenstärke herbeiführt. Dass dazwischen 

Jahrgänge liegen, die benachteiligt sind, ist offenbar nicht so wichtig.
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Auch das Programm zur Einführung der Ganztagsschulen insbesondere bei den Haupt­

schulen wird mit den zusätzlich eingesetzten 62 Millionen Euro nicht den Ansprüchen 

gerecht. Nach wie vor werden zahlreiche Hauptschüler auf der Strecke bleiben, weil 

wegen der Landesbankzinsen nicht genügend Geld da ist.

(Beifall bei den Freien Wählern)

So gibt es im schulischen Bereich zahlreiche Baustellen, die noch lange Zeit bestehen 

bleiben, wenn dort nicht massiv investiert wird. Das gilt zum Beispiel auch für den Einsatz 

der viel gepriesenen Jugendsozialarbeit an Schulen. Immer wenn irgendwo etwas pas­

siert und Jugendliche daran beteiligt sind, heißt es: Da müssen wir etwas tun; man muss 

mehr Jugendsozialarbeiter in die Schulen schicken. Aber was dafür an Mitteln eingestellt 

wird, reicht nicht aus.

Ich habe damit Erfahrung. Als ich noch Landrat war, war ich der Erste, der die Jugend­

sozialarbeit im großen Stil eingeführt hat. Ich habe damit die besten Erfahrungen 

gemacht. Wenn man für die Jugend etwas tun will und rechtzeitig an die gefährdeten 

Jugendlichen herankommen will, muss auf jeden Fall mehr investiert werden.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Auch die Gleichbehandlung der Finanzierung kommunaler Schulen mit den privaten 

Schulen ist nicht vorangekommen.

In weiter Ferne ­ das wurde heute schon angesprochen ­ scheint die von der FDP und 

der CSU im Wahlkampf versprochene Einführung des kostenfreien letzten Kindergar­

tenjahres zu sein. Im Koalitionsvertrag wird von "mittelfristig" gesprochen. Was ist 

mittelfristig? 2013 oder später? Es ist überhaupt nicht erkennbar, wann das sein soll.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Die Änderung des Stellenschlüssels im Kindergartenbereich nach 1 zu 11,5 ist zwar eine 

Verbesserung, wird aber den tatsächlichen Gegebenheiten kaum gerecht. Von den Trä­
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gern der Kindergärten, insbesondere von den Kommunen, weiß ich, dass der Stellen­

schlüssel in der Regel unter 1 zu 11 liegt, oft bei 1 zu 10. Da bleiben die Mehrausgaben 

bei den Trägern, insbesondere den Kommunen, hängen.

Ich komme zum kommunalen Finanzausgleich. Es gibt eine Steigerung im Jahr 2009 

von 3,4, im Jahr 2010 von 0,9 %. Herr Finanzminister, Sie haben darauf hingewiesen, 

dass das mit den Kommunen abgestimmt sei und die Vertreter der kommunalen Spit­

zenverbände damit zufrieden seien.

Ich darf dazu noch eine Anmerkung machen. Herr Kollege Winter, Ihr Landkreis mag ein 

paar Euro mehr erhalten haben. Ich kenne aber Landkreise, die einiges weniger erhalten 

haben. Der Landkreis Freising hat sechs Millionen Euro weniger erhalten. Wenn ich die 

Gemeinden hinzurechne, sind es zwölf Millionen Euro. Da werden Sie natürlich sagen: 

Die haben eine höhere Steuerkraft. Wenn Sie das alles aber genau durchrechnen, wer­

den Sie feststellen, dass von der Steuerkraft nicht viel übrig bleibt. Das meiste fällt durch 

die geringe Schlüsselzuweisung weg. Die Bezirksumlage ist auch entsprechend höher.

Ich sage das nur als Beispiel: 20 Millionen Euro beim Landkreis an Mehreinnahmen 

bedeuten im Rahmen der Steuerkraftvergleiche und unter Berücksichtigung der Umla­

gen letztlich nur eine knappe Million Euro; alles andere geht weg. Das muss man sehen. 

In den Kommunen und Landkreisen, die noch Einwohnerzuwachs haben, sind schließ­

lich auch erhebliche Investitionen erforderlich.

Eines sollte bedacht werden. Die Verhandlungen mit den Kommunen sind vor dem jetzt 

verkündeten Konjunkturpaket II abgeschlossen worden. Dieses Konjunkturpaket bringt 

auch den Kommunen neue Belastungen. Wenn der Freistaat wegen der Steuererleich­

terungen rund 700 Millionen Euro weniger Einnahmen hat, dann trifft das zu einem 

entsprechenden Anteil auch die Kommunen. Für 2009 sind es rechnerisch 90 Millionen 

Euro. 2010 sind es 160 Millionen Euro. Die Kommunen sind ja auch an der Einkom­

mensteuer beteiligt. Aber es ist noch nicht eingerechnet, was Sie vorhin schon einge­

rechnet hatten: die Pendlerpauschale und andere Steuererleichterungen.
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Wegen der Konjunkturkrise ist bei den Kommunen auch ein erheblicher Rückgang der 

Gewerbesteuereinnahmen zu erwarten.

Zu bedenken ist auch: Durch das Investitionsprogramm des Bundes entsteht ein neuer 

Kofinanzierungsbedarf für die Gemeinden, da es keine 100­prozentige Förderung der 

Maßnahmen gibt.

Gerade finanzschwache Gemeinden werden Probleme haben, ihren Finanzierungsan­

teil zu leisten. Deswegen wird ohne Stärkung der Finanzkraft der Gemeinden gerade 

von den schwächeren Gemeinden ein Teil der Mittel nicht abgerufen werden können. 

Eine Erhöhung der Schlüsselmasse und der Investitionspauschale wäre hier ein her­

vorragendes Mittel zur Abhilfe.

Hier ist auch eine Erhöhung der Beteiligung an der Kfz­Steuer zu erwähnen. Man hat 

den Anteil jetzt von 50 auf 51 % erhöht. Früher waren es 65 %. Wie Sie wissen, fordern 

die Kommunen und Landkreise mindestens 55 %. Auch beim Steuerverbund liegen die 

Forderungen der Landkreise höher. Da müsste also nachjustiert werden, um auch die 

schwächeren Kommunen in die Lage zu versetzen, das Konjunkturpaket zu schultern.

Über den Rückgang an Investitionen ist heute schon mehrfach gesprochen worden. Ich 

habe mir einmal die Zahlen angeschaut. Im Jahr 2009 sind es 60 Millionen Euro und im 

Jahr 2010  100 Millionen Euro weniger. Man rechnet jetzt damit, dass durch das Kon­

junkturpaket des Bundes noch einiges dazukommt. Es darf aber nicht so sein, dass dann 

entsprechend umgeschichtet wird. Nach meiner Meinung müssen die Kommunen hier 

Priorität haben. Möglichst viel muss an die Kommunen gelangen. In der Diskussion wer­

den die Zahlen 75, 70, 65 % genannt. Ich kann nur sagen: In die Kommunen muss 

möglichst viel gelangen, wenn es geht, 100 %.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Die Kommunen werden diese Mittel schnell und gezielt einsetzen, wenn die Kofinanzie­

rung sichergestellt ist.
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Voraussetzung ist natürlich, dass verschiedene Verfahren neu geregelt werden. Dazu 

gehört das Vergabeverfahren. Die Schwellenwerte für die freihändige Vergabe und für 

die beschränkte Ausschreibung sind kurzfristig erheblich zu erhöhen. Sonst funktioniert 

das Verfahren nicht. Auch die Förderrichtlinien sind anzupassen. Für eine Sanierung 

bekommt man zurzeit nur dann eine Förderung, wenn man mehr als 25 % der Neubau­

kosten erreicht. Das muss geändert werden; sonst geht es ins Leere.

Nicht verständlich ist in diesem Zusammenhang die Kürzung beim Staatsstraßenbau. 

Wer über die Lande fährt, kann in der Regel sofort erkennen, welche Straßen Staats­

traßen und welche Kreisstraßen sind. Die Staatsstraßen sind nämlich in der Regel am 

schlechtesten ausgebaut.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Von den zuständigen früheren Straßenbauämtern und den jetzigen Staatlichen Bauäm­

tern war immer zu hören, dass zu wenig Geld vorhanden ist. Es kam vor, dass in einem 

Jahr eine Straße aufgerissen wurde, dann ein Jahr nichts daran gemacht wurde, weil 

das Geld nicht da war, während man erst danach die Straße wieder zugemacht hat. So 

etwas darf eigentlich nicht passieren. Aber das Geld wird weiter gekürzt.

Auch der ländliche Raum ist im Haushalt nicht ausreichend bedacht worden.  Das gilt 

insbesondere für den flächendeckenden Ausbau der DSL­Anschlüsse. Hier hätten wir 

eine Erhöhung der Fördermittel erwartet, damit der ländliche Raum nicht noch weiter 

abgehängt wird.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Zum Schluss werden Sie natürlich sagen: Wenn man das alles finanzieren will, dann 

muss man die Größenordnung der Mehrausgaben bedenken. Grundsätzlich ist festzu­

stellen: Trotz des Desasters mit der Landesbank dürfen wichtige Interessen des Landes 

nicht in den Hintergrund rücken. Ich denke zum Beispiel an die Bildung.
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Für uns ist auch wichtig, dass wir einen Überblick über die Rücklagen bekommen, und 

zwar vor den Haushaltsberatungen, damit wir sachgerecht entscheiden können. Das ist 

unser Wunsch an Sie, Herr Finanzminister. Man wird dann ja sehen, welche Anträge wir 

in den Haushaltsausschuss einbringen.

(Beifall bei den Freien Wählern)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer:  Das Wort hat Herr Kollege Mütze von den GRÜ­

NEN.

Thomas Mütze (GRÜNE):  Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, lieber Herr 

Finanzminister, lieber Herr Ministerpräsident! Herr Finanzminister, ich habe es gestern 

schon in der Pressekonferenz angedeutet: Dieser Haushalt ist eigentlich das Papier nicht 

wert, auf dem er geschrieben steht. Mit diesen Worten kann man kurz beschreiben, wel­

che Haushaltsrisiken dieser Doppelhaushalt stemmen muss, die er nicht abbildet, und 

welche Chancen nicht ergriffen werden, die Sie in Ihrer Rede zwar genannt haben, aber 

man im Haushalt nicht findet, obwohl sie dringend des Anpackens bedürften. Ich weiß, 

liebe Kolleginnen und Kollegen von der CSU und der FDP, dass Ihnen dieses Urteil nicht 

gefällt. Aber ich werde noch darstellen, wie ich dazu komme.Viele Risiken werden in 

diesem Haushalt nicht genannt oder verschleiert. Wir dachten eigentlich, dass mit dem 

neuen Finanzminister Fahrenschon Offenheit und Haushaltsehrlichkeit Einzug gehalten 

hätten. Die Staatsregierung behauptet zum Beispiel, die Jahre 2009 und 2010 seien das 

vierte und fünfte Jahr ohne Nettoneuverschuldung. Sie verschweigt dabei aber, dass wir 

erst vor Kurzem 10 Milliarden Euro an neuen Schulden aufgehäuft haben und dafür nun 

zahlen müssen. Der Haushalt gibt vor, dass uns diese Schulden nichts kosten, obwohl 

die Rücklage dafür verwendet wird. Er verschweigt, dass neue Schulden nach der Bun­

destagswahl aufgenommen werden müssen. Herr Finanzminister, interessanterweise 

haben Sie den Abschnitt aus Ihrer Rede weggelassen, wonach der Doppelhaushalt 

2009/2010 ohne neue Schulden auskomme. Ein Schelm, wer Böses dabei denkt. Das 

ist wohl nur eine Versicherung, die Sie sich selbst gegeben haben.
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(Beifall bei den GRÜNEN ­ Hans Joachim Werner (SPD): Späte Reue!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieser Haushalt hätte die Chance geboten, auf eines 

der drängendsten Probleme unserer Zeit, nämlich den Klimawandel, zu reagieren, und 

er versagt dabei. Herr Finanzminister, das muss ich leider konstatieren. Sie haben zu 

Beginn Ihrer Rede zweimal den Klimawandel erwähnt. Herr Kollege Winter hat den Kli­

mawandel nicht mehr erwähnt. Das zeigt, welchen Stellenwert der Klimawandel in der 

CSU­Fraktion hat. Herr Finanzminister, ich hoffe, dass Sie sich in diesem Punkt gegen­

über der Fraktion durchsetzen werden.

Sehen wir uns die Risiken dieses Haushalts genauer an: Sie müssen schon im Jahr 2010 

auf die Rücklage zurückgreifen, um den Haushalt ausgleichen zu können. Das bedeutet 

eine Milliarde Euro. Hinzu kommt das Risiko BayernLB. Herr Finanzminister, Sie haben 

erläutert, dass uns die LB erst im Jahr 2011 Geld aus dem laufenden Haushalt kosten 

werde. Erst dann würden haushaltswirksame Kosten auf uns zukommen. Dabei haben 

Sie verschwiegen, dass bereits in diesem Jahr und im nächsten Jahr Zinslasten in Höhe 

von 600 Millionen Euro auflaufen werden. Diese Zinsen müssen Sie aus der Rücklage 

entnehmen. Das ist ein Kniff, nicht mehr. Diese Mittel bleiben trotzdem Mittel des Landes. 

Dieser Kniff wird sich in den Jahren 2011, 2012 und in den Folgejahren nicht wiederholen 

lassen. Die bereits jetzt bekannten Kosten in Höhe von 1,26 Milliarden Euro im Jahr 2011 

und von 450 Millionen Euro im Jahr 2012 werden aus dem laufenden Haushalt finanziert 

werden müssen. Hat irgendjemand schon gefragt, wer diese Schulden tilgen soll und 

wann? Dazu gibt es von Ihnen keine Antwort.

Das Konjunkturpaket II bringt Steuerausfälle in Höhe von 700 Millionen Euro mit sich, 

die ebenfalls aus der Rücklage finanziert werden sollen. Mit diesem Haushalt steigt aber 

auch das Bürgschaftsrisiko immens. Immerhin haben Sie 200 Millionen Euro für den 

Rettungsschirm des Mittelstandes über die LfA vorgesehen. Das Ausfallrisiko bei der 

Landesbank haben Sie ­ vor der letzten Woche ­ schon selbst mit 1,625 Milliarden Euro 

kalkuliert. Hier könnte das Risiko für den Haushalt noch erheblich höher werden. All die 
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bisher genannten Maßnahmen bedeuten, dass die Bürgschaftsrücklage dafür gar nicht 

mehr zur Verfügung stünde.

Dazu kommen noch die 480 Millionen Euro für ganz Bayern, die Sie zur Kofinanzierung 

für das Konjunkturpaket II als Freistaat aufbringen müssen. Auch diese Mittel sind nicht 

gegenfinanziert. Das Milliardenrisiko Konjunktur haben Sie noch nicht eingerechnet. Ihre 

Rechnungen basieren auf der Steuerschätzung vom November, die mit 0,2 % noch po­

sitiv ausgefallen ist. Momentan liegen die Schätzungen bei einem Minus von 2 %. Wir 

rechnen mit einem Fehlbetrag von einer Milliarde Euro. Die Antwort auf die Frage, wo 

Sie diese Milliarde für die wegfallenden Steuereinnahmen hernehmen wollen, bleiben 

Sie uns schuldig.

Hinzu kommt ein aktueller Fall, der mir die Luft abschnürt. Herr Ministerpräsident See­

hofer, vielleicht können Sie das nachher noch kommentieren. Ich spreche von der 

Bürgschaft oder dem Sicherungsschirm ­ wie immer man es nennen mag ­ in Höhe von 

500 Millionen Euro, der anscheinend der Firma Schaeffler zur Verfügung gestellt werden 

soll.

(Ministerpräsident Horst Seehofer: Irrtum!)

Ich frage mich, was das soll. Mit dieser Frage stehe ich nicht alleine. Die "FAZ" ist nicht 

dafür bekannt, sehr kritisch mit den Konservativen in diesem Land umzugehen. Der 

Kommentar dieser Zeitung lautete gestern: "Das geht nicht." Liebe Kolleginnen und Kol­

legen, wir haben die Firma Schaeffler nicht gezwungen, Conti zu kaufen. Die Familie 

Schaeffler hat gewusst, dass sie sich einem hohen betrieblichen Risiko aussetzt. Wir 

können nicht jede falsche Entscheidung einer Firma mit Steuermitteln auffangen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Auch das Argument der Arbeitsplätze, das in der momentanen Situation sehr gerne ver­

wandt wird, zählt hier nicht. Herr Ministerpräsident, was würden Sie den Firmen MAN, 

Audi, BMW oder Siemens sagen, wenn diese nächste Woche an Ihre Tür klopfen und 
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von Ihnen Geld verlangen würden? Was würden Sie dann machen? Die Entscheidung, 

eine Bürgschaft für die Firma Schaeffler zu übernehmen, wäre ein absoluter Tabubruch, 

ein Präzedenzfall und ein Rückfall in die Staatswirtschaft, die Sie doch so vehement 

ablehnen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, der bayerische Staatshaushalt kann sich das 

nicht leisten. Das ist auch nicht unsere Aufgabe.

Ich möchte Ihnen kurz ­ zur Erinnerung ­ die Engagements aufzählen, wo der bayerische 

Staat geglaubt hat, er wäre der klügere Firmenlenker: Maxhütte, Kirch, Grundig, Dornier, 

Schneider Technologies und Schmidt­Bank. Alle diese Unternehmen endeten in der 

Pleite und kosten die bayerischen Steuerzahlerinnen und Steuerzahler heute noch Mil­

liarden. Lassen Sie bitte die Finger davon. Ich hoffe, dass der Ministerpräsident heute 

Frau Schaeffler klar gesagt hat, dass das nicht geht.

Niemand soll das Argument vortragen, dass wir bei der BayernLB auch eingegriffen 

hätten. Liebe Kolleginnen und Kollegen, die BayernLB war eine halbstaatliche Bank. Die 

Firma Schaeffler ist jedoch ein Privatunternehmen, das auf eigenes Risiko arbeitet.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, all diese Haushaltsrisiken tauchen entweder nicht auf, 

tauchen neu auf oder drohen uns. Ich komme jetzt zum größten Risiko für diesen Haus­

halt und das ist der Finanzminister selbst.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der Finanzminister vereinigt in seiner Person anscheinend drei Persönlichkeiten: Er ist 

der Vorsitzende des Verwaltungsrats der BayernLB. Als solcher muss er 10 Milliarden 

Euro Schulden machen und für Fehler büßen und zahlen, die andere Personen in diesem 

Raum mitgetragen, mitzuverantworten haben. Dann gibt es den Finanzminister Fah­

renschon, der schon in diesem Haushalt darüber jammert, dass ihm 2,5 Milliarden Euro 

Steuermittel aufgrund der Wiedereinführung der Pendlerpauschale und anderer Ent­

scheidungen fehlten, die er über die Rücklage ausgleichen muss, um im Jahr 2010 einen 

ausgeglichenen Haushalt erreichen zu können. Schließlich gibt es noch den CSU­, Par­

tei­ und Steuerpolitiker Fahrenschon, der dem Fass den Boden ausschlägt; denn dieser 
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tritt überall auf und erzählt, dass wir Steuersenkungen, Steuersenkungen und Steuer­

senkungen bräuchten.

Herr Finanzminister, wie wollen Sie diese Steuersenkungen finanzieren? Ihre Rücklage 

ist weg. An Privatisierungserlösen steht vielleicht noch eine Milliarde Euro aus den Eon­

Aktien zur Verfügung. Die Steuereinnahmen gehen rapide zurück, auch ohne Ihre 

Vorschläge. Ist das Ihr klares wirtschaftspolitisches Profil? Ich nenne das eine finanz­

politische Geisterbahnfahrerei. Sorgen Sie dafür, dass Ihr Haushalt finanziert ist und 

hören Sie auf, Bundestagswahlkampf zu betreiben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Hören Sie auf unseren Nachbarn, Herrn Ministerpräsidenten Oettinger. Dieser sagt, dass 

weitere Steuersenkungen nicht drin seien. Wenn Sie nicht auf ihn hören wollen, dann 

hören Sie auf mich: Steuersenkungen sind nicht finanzierbar.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir dürfen den Beifahrer in dieser Geisterbahn nicht 

vergessen. Das ist die FDP. Liebe Kolleginnen und Kollegen der FDP, Sie müssen mir 

einmal verraten, wie das gehen soll. Sie wollen Steuersenkungen, Mehrausgaben für 

Bildung, einen ausgeglichenen Haushalt und die Schuldenbremse, und das alles auf 

einmal.

(Thomas Hacker (FDP): Da sehen Sie einmal, was alles geht!)

Das ist wunderbar miteinander vereinbar, solange man nicht an der Regierung ist und 

dies finanzieren muss. Hier schließt sich der Kreis. Jetzt sind die richtigen beiden Gei­

sterfahrer beieinander.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der FDP, wenigstens ein Teil der Presse hat diese Politik 

durchschaut. In den "Nürnberger Nachrichten" wurde dazu geschrieben: "Das ist eine 
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schizophrene unsoziale Politik." Das ist der richtige Kommentar dazu.Ich vermute mal, 

Herr Minister Fahrenschon ­ nein, ich wette; das habe ich heute auch schon gemacht ­ , 

dass Sie wenige Tage nach der Bundestagswahl hier vor das Haus treten und sagen 

werden, dass Sie Schulden aufnehmen müssen und dass Sie die Kürzung bei den 

Haushaltssperren, die wir als mehr Klarheit und Wahrheit im Haushalt eigentlich sehr 

begrüßen, wieder zurücknehmen müssen, um im aktuellen Haushalt Mittel zu requirie­

ren, weil Sie die dringend brauchen. Bis zur Wahl ­ das kann ich nachvollziehen ­ muss 

man den Schein wahren. Die schwarze Null steht, und ich kann das nachvollziehen.

(Sepp Daxenberger (GRÜNE): Die schwarze Null ist nicht der jetzige Entwurf, das 

ist der Finanzminister!)

Dieser Doppelhaushalt hätte zudem die Chance geboten, liebe Kolleginnen und Kolle­

gen, auf die vor uns liegenden großen Aufgaben zu reagieren. Ich nenne Bildung, 

Finanzkrise und die damit einhergehende Wirtschaftskrise sowie den Klimawandel. 

Diese Chance haben Sie mit diesem Doppelhaushaltsentwurf nicht vollständig genutzt. 

Ich räume ein, dass Sie mit den mehr als 2.000 Stellen, die Sie im Bildungshaushalt 

vorgesehen haben, endlich auf unsere jahrelangen Anwürfe reagierten und jetzt endlich 

anfangen, auf Stundenausfälle zu reagieren und kleinere Klassen einzuführen. Das hat 

nichts mit "vorgeschoben" zu tun, wie Sie mir das vorhin vorgeworfen haben, sondern 

Sie reagieren jetzt auf Missstände, die in Bayern trotz der 1.000 Lehrer, die Sie jedes 

Jahr in den letzten acht Jahren eingestellt haben wollen, in Bayern Realität waren. Die 

Kritik ist also auf fruchtbaren Boden gefallen, und darüber freuen wir uns. Wir werden 

trotzdem Anträge  zum Bildungshaushalt stellen; da müssen Sie sich keine Sorgen ma­

chen.

In den beiden anderen Bereichen versagen Sie allerdings. Sie haben zwar heute pünkt­

lich zur Haushaltsdebatte noch schnell ein Investitionsbeschleunigungsprogramm aus 

der Tasche gezogen, aber bei genauem Hinsehen stellt sich das als leere Hülle dar. Ich 

nenne ein paar Beispiele. Sie führen aus, dass Sie für einzelne Baumaßnahmen mehr 

ausgeben wollen, als im Haushalt veranschlagt ist. Damit wäre dieser Haushaltsentwurf 
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schon vor der eigentlichen Einbringung nicht mehr aktuell. Herr Finanzminister, Sie 

müssen sich schon fragen lassen, auf welcher falschen Grundlage der Landtag eigent­

lich den Haushalt beraten soll. Dieser Entwurf muss dringend aktualisiert werden, und 

zwar so rechtzeitig, dass uns in der Oposition auch noch die Möglichkeit bleibt, Ände­

rungsanträge auszuarbeiten.

Ihr Programm produziert bei der Breitbandversorgung heiße Luft. Woher der Schub bei 

der Förderung der Breitbandversorgung, den Sie propagieren, kommen soll, wird nicht 

klar. Im Doppelhaushalt 2009/10 gibt es keine zusätzlichen Mittel für die Breitbandver­

sorgung. Im letzten Jahr wurden die Mittel für die regionale Wirtschaftsförderung um 10 

Millionen Euro erhöht. Diese Mittel sollten für die Breitbandversorgung verwendet wer­

den. Jetzt sagen Sie selbst, 750.000 Euro davon sind bewilligt. Dann gibt es entweder 

zu wenige Anträge ­  dann nützt eine beschleunigte Abarbeitung der Anträge gar nichts 

­, oder die Anträge wurden langsamer bearbeitet als notwendig Dann muss sich der 

Wirtschaftsminister die Frage gefallen lassen, was er falsch gemacht hat. Die Mittel sind 

in jedem Fall noch da, und eine Beschleunigung ist nicht notwendig.

Wir hatten übrigens schon für 2007 einen Nachtragshaushalt gefordert, damit notwen­

dige Investitionen nicht ins Jahr 2008 geschoben werden müssen. Die CSU ­ Sie standen 

damals noch nicht in Verantwortung ­ blockierte seinerzeit. Sie wollte die Staatsausga­

ben ­ aus heutiger Sicht erfolglos ­  auf das Wahljahr konzentrieren. Jetzt will man auf 

einmal beschleunigen. Wenn Sie 2007 und gar erst 2004 nicht so stark gebremst hätten, 

wäre das heute nicht notwendig.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Was heißt denn überhaupt "schneller"? Lieber Herr Finanzminister, da wir jetzt schon 

wissen, dass die Endberatung dieses Entwurfs erst Anfang April stattfindet, können Sie 

erst im Mai anfangen, die Haushaltsmittel freizugeben. Das nennen Sie dann "sehr 

schnell reagiert."
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Ich könnte Ihnen ein anderes Beispiel nennen, wie ich hier versuche, im Betrieb Gelder 

schneller und etwas zeitnäher locker zu machen. Da wartet ein Bürgermeister darauf, 

dass eine Investitionsmaßnahme, die er ergriffen hat, vom Umweltministerium schnell 

abfinanziert wird. Da heißt es: Ja hallo, so schnell kann es nicht gehen, da warten wir 

erst mal, bis der Haushalt verabschiedet wird. Da können wir lange warten. An der 

Schnelligkeit liegt es also nicht. Wenn Sie schneller werden wollen, dann müssten Sie 

dafür sorgen, dass im Haushaltsvollzug schneller reagiert werden kann. Dann wird das 

auch bei den Leuten ankommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zurück zu den verpassten Chancen: Mit diesem Haus­

haltsentwurf hätten Sie den Beweis antreten können, dass sich Ökologie und Ökonomie 

nicht gegenseitig ausschließen. Sie hätten den Beweis dafür antreten können, dass man 

der Wirtschaftskrise sehr wohl mit Investitionen in den Klimaschutz begegnen könnte, 

dass dies Wirkung zeigt und uns auf mehreren Ebenen nur Vorteile bringen könnte. 

"Klimaschutz ist bezahlbar", titelt die "Süddeutsche Zeitung" am heutigen Tag. Alle Län­

der der Welt müssten mitmachen, investieren und ihre technologischen Reserven aus­

schöpfen, um den Klimawandel zu bekämpfen. Das meint die Unternehmensberatung  

McKinsey in ihrer Studie und sagt weiter, Konjunkturpakete seien der Schlüssel zum 

Klimaschutz. Das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen: Konjunkturpakete 

seien der Schlüssel zum Klimaschutz.

Was finden wir denn in diesem Haushalt, der ein eigenes Konjunkturpaket sein könnte, 

zum Klimaschutz? ­ Nichts, nichts Neues jedenfalls, liebe Kolleginnen und Kollegen. Das 

schon beschlossene und von Ihnen erwähnte Programm "Zukunft Bayern 2020" bildet 

nur das ab, was Sie im letzten Jahr schon gesagt haben, 350 Millionen, aufgeteilt auf 

vier Jahre. Dazu kann ich nur sagen: Wenn das Ihre Reaktion auf den Klimawandel ist, 

dann gute Nacht!

Liebe Kolleginnen und Kollegen der CSU, Sie negieren, dass mit Investitionen in den 

Klimaschutz, beispielsweise in die energetische Sanierung staatlicher Gebäude, die re­

gionale Wirtschaft gefördert, Arbeitsplätze gesichert und kommunale Haushalte damit 
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über die Einkommensteuer gestärkt würden, dass gleichzeitig Energie und Kosten ge­

spart würden. Wie oft muss man Ihnen das noch vorbeten? Wir hatten gestern Haus­

haltsberatungen in meiner Heimatstadt Aschaffenburg. Die CSU­Kollegen dort haben 

das begriffen. Sie haben inzwischen verstanden, wie es geht, und investieren auch in 

die Schulen. Da werden die Schulen energetisch saniert. Bei Ihnen habe ich noch Pro­

bleme, das zu finden.

Ein kleines Beispiel; der Ministerpräsident kann das Gebäude jeden Tag begutachten. 

Die Oberste Baubehörde ­ das steht sogar im Haushalt ­ muss dringend energetisch 

saniert werden. Gut, sagt die Staatsregierung, dann lasst uns 2010 mit der Planung 

beginnen. Das nenne ich konsequenten Klimaschutz, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Hier wäre ein Beschleunigungsprogramm eher am Platz, anstatt das zu tun, was Sie uns 

heute hier vorgestellt haben.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der SPD)

Ein Beweis, welchen Stellenwert der Klimaschutz bei der CSU­Fraktion hat, zeigt Fol­

gendes ­ das ist nur ein kleines Bonmot am Rande ­: Der erste Antrag, den die CSU­

Fraktion bei ihrer Klausurtagung gestellt hat, als ihr der Finanzminister diesen 

Haushaltsentwurf vorgestellt hatte, war ein Antrag zur Erhöhung der Mittel für den Stra­

ßenneubau.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wem heute noch Straßenneubau als Investitionsmaß­

nahme oder Klimaschutzmaßnahme einfällt, an dem ist die Zeit vorbeigegangen. Es tut 

mir leid, Kolleginnen und Kollegen von der CSU, wenn ich Ihnen das so sagen muss.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Hoffen wir wenigstens ­ da ist dankenswerterweise die SPD noch mit in der Verantwor­

tung ­, dass das Konjunkturpaket II die Regeln so festlegt, dass die Kommunen bei ihren 

Anstrengungen, den Klimawandel zu stoppen, besser unterstützt werden und mit ihrem 

Eigenanteil nicht im Regen stehen gelassen werden. Wenn Sie mit einem solchen Antrag 
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kommen und sagen, wir unterstützen die Kommunen im Konjunkturpaket II bei der ener­

getischen Sanierung ihrer Liegenschaften, tragen wir das gerne mit.

In den kommenden Wochen werden von uns Vorschläge kommen, wie man stärker in 

den Klimaschutz investieren kann, auch als Freistaat Bayern, im Übrigen gegenfinan­

ziert. Von uns werden dafür keine Mehrausgaben in Anspruch genommen. Wenn ich mir 

nämlich die neuen Programme anschaue, die Sie vorhin so gefeiert haben ­  Bayern 

2020 plus, Nord­und Ost­Bayern­Programm, und Sie haben  Bayern FIT GmbH verges­

sen ­, dann meine ich, dass man diese mehr als 500 Millionen Euro auch anders 

verwenden könnte. Bayern braucht nicht mehr Leuchttürme. Bayern braucht Hilfe und 

Unterstützung in der Fläche, und die wollen wir Bayern geben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Mit dem Programm "Bayern 2020 plus" und dem Nord­ und Ost­Bayern­Programm wer­

den übrigens die Mittel verbraten, Kolleginnen und Kollegen, die für den Transrapid 

vorgesehen waren. Den hat man schon ganz vergessen. Stellen Sie sich einmal vor, der 

Transrapid, dieser wirtschaftliche, energetische und verkehrspolitische Dinosaurier, 

müsste in der derzeitigen Situation finanziert werden. Dank sei Gott, Dank sei dem Wi­

derstand dafür, dass diese Dinosauriertechnik, dieser Kelch an uns vorübergegangen 

ist!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Aber so etwas, liebe Kolleginnen und Kollegen von der CSU, vergisst man gern. Das 

sind kleinere Fehler, die lässt man unter den Tisch fallen und hofft, dass es keiner merkt. 

Ich erwarte eigentlich ein klares Wort des Dankes aus den Reihen der CSU, dass wir 

dieses Projekt nicht finanzieren müssen. Vielleicht kommen Sie bei der Autobahn durch 

das Fichtelgebirge, der A 94, der dritten Startbahn und dem Donauausbau auch noch 

auf den Trichter. Der Haushalt würde es Ihnen danken.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Herr Finanzminister, Sie haben vorhin als Schwerpunkt die Hochschulen genannt. Frau 

Kollegin Rupp hat schon auf das Problem hingewiesen. Sie sagen, Sie schaffen 38.000 

zusätzliche Studienplätze. Das reicht nicht, sagt Frau Kollegin Rupp, was ich bestätigen 

möchte. Sie haben dafür auch ein Bauprogramm, das fast 900 Millionen Euro umfasst. 

Nur, lieber Herr Finanzminister, wer ist denn dafür verantwortlich, dass wir bei den 

Hochschulen einen Investitionsstau in Höhe von 5 Milliarden Euro haben? Wer ist denn 

dafür verantwortlich, dass über Jahrzehnte fast nichts in die Hochschulen investiert 

wurde? ­ Das sind doch Sie von der CSU, und jetzt lassen Sie sich für dieses Investiti­

onsprogramm feiern. Ich finde das schon arg hochgezogen und kann es nicht nachvoll­

ziehen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ein Wort zum Personal. Innenminister Herrmann lässt sich landauf, landab dafür feiern, 

dass 1000 neue Bereitschaftspolizisten eingestellt werden sollen. Wenn man davon 

ausgeht, dass diese Polizisten erst zum 01.09.2009 und zum 01.10.2010 eingestellt 

werden und ­ das muss ich ergänzen ­ erst 2012/2013 mit ihrer Ausbildung fertig werden, 

dann darf man schon fragen, wie viele wirklich vor Ort ankommen. Liebe Kolleginnen 

und Kollegen, ich nenne das einmal das Tausendfüßler­Phänomen. Der Tausendfüßler 

gibt auch vor, dass er 1000 Füße hat ­ das passt so schön wegen der 1000 Stellen ­ und 

hat in Wirklichkeit viel weniger. Wie viele Polizisten sind es denn wirklich, die in Bayern 

ankommen? Im Haushaltsgesetz lesen wir dazu Artikel 6 e, der uns sagt, wie viele Stellen 

aufgrund der Verlängerung der Arbeitszeit der Beamten eingezogen werden. Dort lesen 

wir, dass in den nächsten beiden Jahren bei der Polizei 226 Stellen gestrichen werden 

und schon im Jahr 2007 280 Stellen gestrichen wurden. Das bedeutet, dass netto gerade 

einmal 471 Stellen für die Polizei übrig bleiben. Liebe Kolleginnen und Kollegen, das 

nenne ich das Tausendfüßler­Phänomen.

(Georg Schmid (CSU): Selektive Wahrnehmung!)
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­ Selektive Wahrnehmung? ­ Das tut mir leid, Herr Schmid, aber so steht es in dem von 

Ihnen verabschiedeten Haushaltsgesetz.

(Georg Schmid (CSU): Das stimmt nicht; Sie müssen das ganze Paket sehen!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Politik des Mehr­Scheinen­als­Sein zieht sich durch 

den ganzen Haushalt. Herr Finanzminister, ich habe versucht, an einem Schwerpunkt 

aufzuzeigen, wie wir darauf reagieren werden. Hoffentlich lassen Sie in den kommenden 

Beratungen noch Änderungen unsererseits zu. Die Kolleginnen und Kollegen werden 

Ihnen in den kommenden Wochen unsere Vorschläge unterbreiten. Wir werden im 

Haushaltsausschuss darüber beraten. Ich bin gespannt, wie die Kollegen der CSU und 

der FDP reagieren. Der vorliegende Entwurf reagiert jedenfalls nach unserer Meinung 

nicht ausreichend auf die Anforderungen dieser Zeit. Wir werden unsere Vorschläge 

dazu unterbreiten. Sie werden zustimmen, und dann ist Bayern gut beraten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Für die FDP­Fraktion erteile ich nun das Wort dem 

Abgeordneten Karsten Klein.

Karsten Klein (FDP):  Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kol­

legen! Die äußeren Bedingungen, unter denen der Haushalt von der Staatsregierung 

aufgestellt wurde, sind historisch widrig. Wir werden unsere Beratungen im Haushalts­

ausschuss in einer der schwierigsten ­ manche sagen: der schwierigsten ­ wirtschaftli­

chen Situationen der Nachkriegszeit durchführen. Die Staatsregierung hat den Haushalt 

aufgestellt. Jetzt liegt es am Parlament, am Ausschuss, ihn zu beraten und zu verab­

schieden. Lieber Kollege Mütze, ich bin mir sicher, dass eine Flut von Anträgen von Ihrer 

Seite auf uns einströmen wird. Ob wir damit allerdings bei aller Zustimmung noch einen 

verfassungsgemäßen Haushalt hinbekommen würden, möchte ich an dieser Stelle in 

Frage stellen.

(Beifall bei der FDP)
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Mit den Neuwahlen im letzten Jahr sind neue politische Realitäten, verbunden mit neuen 

politischen Konzepten und Inhalten in den Landtag eingezogen.

(Zurufe von den GRÜNEN)

­ Es kann schon sein, dass Ihnen das nicht wohl bekommt, aber uns bekommt es sehr 

wohl. Uns, der FDP­Fraktion, ist es wichtig, dass die Projekte, die in der Koalitionsver­

einbarung stehen, angegangen werden. In diesem Zusammenhang will ich eine Anmer­

kung zur aktuellen Lage machen. Ich war selbst nicht in der Verhandlungskommission, 

aber ich habe mich informiert: Herr Aiwanger wurde dort nicht gesichtet. So viel zur 

Aussage der Freien Wähler, was sie alles in der Koalitionsvereinbarung durchgesetzt 

haben. Das kann nicht die Koalitionsvereinbarung gewesen sein, die im letzten Herbst 

hier in Bayern verhandelt wurde.

Uns ist es wichtig, dass die Projekte, die dort vereinbart wurden, auch durchgeführt wer­

den. Lassen Sie mich, obwohl schon viele genannt wurden, einige noch einmal aufgrei­

fen. Ein wichtiges Thema für uns ist Bildung. Wir schaffen im Doppelhaushalt 2280 neue 

Lehrerplanstellen und zusätzlich 458 Stellen für Ganztagsschulen. Die Stellen dienen in 

erster Linie dazu, die Klassenstärken zu reduzieren ­ eine Forderung, die von der Op­

position im Bayerischen Landtag zu Recht lange Jahre erhoben wurde.

Ein weiterer Punkt ist die Privatschulfinanzierung. Der Schulgeldersatz wird in einem 

ersten Schritt auf 75 Euro pro Monat erhöht. Man kann damit nicht zufrieden sein, das 

ist mir klar, aber zum Vergleich: 1990 waren es noch 70 DM, während wir heute 75 Euro 

einbringen.

(Beifall bei der FDP)

Ich komme zur inneren Sicherheit, die uns ebenfalls am Herzen liegt. Wir sagen schon 

immer, dass es hier nicht um ein Gesetzesdefizit geht, sondern um ein Vollzugsdefizit. 

In diesem Sinne wird die Koalition 500 neue Stellen bei der Polizei und 229 zusätzliche 
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Stellen in der Justiz schaffen. Ich denke, das wird ein Schritt nach vorn beim Abbau des 

Vollzugsdefizits sein.

(Beifall bei der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in diesen schwierigen Zeiten stellen wir natürlich auch 

Mittel für Mittelstandskredite bereit. Es gibt 2,5 Millionen Euro mehr als zuvor, insgesamt 

26,5 Millionen Euro. Wir werden in jedem der zwei Haushaltsjahre 100 Millionen Euro 

für Bürgschaften für den Mittelstand zur Verfügung stellen. Ich denke, das ist ein wich­

tiges Signal für die mittelständische Wirtschaft in Bayern, dass wir das, was wir tun 

können, in diesem Haushalt auch tun.

(Beifall bei der FDP)

Von Frau Kollegin Rupp wurde bereits zu Recht darauf hingewiesen, dass wir 38.000 

zusätzliche Studienplätze schaffen. Falsch war die Aussage, dass damit der Bedarf nicht 

gedeckt werde. Es ist zwar richtig, dass wir 70.000 Studienanfänger haben werden, aber 

nach allen Prüfungen und Untersuchungen der Universitäten decken diese 38.000 Plät­

ze den Bedarf. Es gehen auch immer wieder Studenten von der Universität ab, vielleicht 

sollte man das dazusagen. Ich denke, wenn man das mit den Universitäten aushandelt, 

darf man sich darauf berufen und davon ausgehen, dass sie uns nicht irgendwelche 

lustigen Zahlen liefern. Vielleicht kann man nachher im Gespräch erklären, wie das 

Ganze funktioniert.

Hinzu kommen 3000 neue Stellen an den Universitäten. Gemeinsam werden wir die 

Verwaltungsgebühr abschaffen. Sie wurde im Wintersemester 2004 von der alten Re­

gierung eingeführt. Wir haben in unserem Programm zur Landtagswahl, das wir am 19. 

und 20. April 2008 beschlossen haben, die Abschaffung gefordert. Die CSU hat das 

Gleiche im Juli 2008 gefordert. Wir haben das Ganze in die Koalitionsverhandlungen 

eingebracht und gemeinsam beschlossen. Jetzt wird es durch eine Gesetzesänderung 

unter Wissenschaftsminister Dr. Heubisch umgesetzt.Ich denke, auch das ist ein wich­
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tiges Signal an die Studierenden. Wir haben dies gesagt, dass die Mittel nicht der 

Universität zur Verfügung stehen, sondern allein in den Staatshaushalt fließen.

(Beifall bei der FDP)

Auch für die Kommunen tun wir mit dem neuen Doppelhaushalt mehr. Auch das kann 

nie genug sein. Wir müssen aber den Gesamthaushalt im Hinterkopf haben. Ich meine, 

wir leisten einen erheblichen Beitrag zur Konsolidierung und zur besseren Finanzaus­

stattung der Kommunen. Ich kann aus derselben Stadt wie Herr Mütze, nämlich aus 

Aschaffenburg berichten, dass wir seit Jahren bemüht sind, einen konsolidierten, ver­

nünftigen Haushalt aufzustellen. Die Kommunen sind aufgefordert, dabei mitzuarbeiten.

Alle diese Vorhaben verursachen Kosten. Es wurde bereits zu Recht gesagt, dass die 

Personalkosten alleine in den Kennzahlen die Personalkosten gestiegen sind und die 

Personalquote von 16 auf 16,8 angehoben wurde, während die Investitionsquote leicht 

abfällt. Für die blanke Zahlenseite ist das richtig. Auf der anderen Seite muss man aber 

sehen, dass die Personalkosten sehr stark für Bildung, Lehrkräfte und für Hochschulen 

eingesetzt werden. Diese Investition reicht in die Zukunft. Deshalb kann man sie nicht 

mit dem normalen Aufblähen der Personalkosten in Verwaltung und Mittelbehörden 

gleichsetzen. Das ist eine Investition in die Zukunft und deshalb richtig.

(Beifall bei der FDP und der CSU)

Das alles bedeutet nicht, dass wir für die Jahre 2010, 2011 und folgende die Kennziffern 

in den nächsten Doppelhaushalten außer Acht lassen wollen. Wir werden die Entbüro­

kratisierung und den vereinbarten Bürokratie­TÜV fortführen. Das bezieht ein, dass 

Gesetze und Vorschriften zeitlich befristet werden können; denn wir wissen alle, dass 

jedes Gesetz und jede Vorschrift Arbeitskräfte im Beamtenapparat bindet.

Die Haushaltsausweitung beträgt 5 %. Der Vorwurf, in Bayern werde nichts getan, ist 

faktisch falsch. Wir tun das Mögliche und das Gebotene. Die Quote innerhalb der West­

länder bleibt nach wie vor sehr gut.
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Wir sind der Meinung, dass wir von Bayern aus nicht in mehr Programme investieren 

können. Die Programme, die wir auf Bundesebene erleben, haben zwei Probleme. Zum 

ersten dauert es eine gewisse Zeit, bis die Wirkung am Markt vollzogen wird. Zum zwei­

ten ist die Hauptwirkung immer wieder im Bereich des Bauwesens. Man kann schon 

davon ausgehen, dass die Programme durch Multiplikatoreneffekte auch anderswo an­

kommen. Wir investieren aber jetzt schon über viele Projekte und Maßnahmen der 

Staatsregierung in den Baubereich. Ich meine, dass mehr geholfen ist, wenn man über 

Entlastungen spricht. Mit diesen Entlastungen steuern wir dagegen, dass die Wirtschaft 

weiter nach unten driftet und noch mehr Steuerausfälle zu befürchten sind. Vielleicht 

sollte diese Sache bei den GRÜNEN einmal ankommen.

(Beifall bei der FDP ­ Zuruf des Abgeordneten Ludwig Wörner (SPD))

Wie anfangs erwähnt, sind wir in einer wirklich schwierigen wirtschaftlichen Lage.

(Zuruf des Abgeordneten Ludwig Wörner (SPD))

­ Es hilft doch nichts, wenn Sie plärren. Das macht das nicht wahrer, was Sie erzählen.

(Beifall bei der FDP)

Ich kann Ihnen immer wieder von Neuem sagen: Die Personen, die hier oft stehen und 

über den Neoliberalismus reden, wissen nicht, wovon sie reden.

(Beifall bei der FDP ­ Johanna Werner­Muggendorfer (SPD): Dazu brauchen wir Sie 

bestimmt nicht!)

Frau Rupp, das Ganze ist eine etwas müßige Diskussion. Ich weiß, dass Sie es besser 

wissen; denn Sie wissen, das der Neoliberalismus die Basis für die soziale Marktwirt­

schaft ist. Das spricht in diesem Raum niemand aus.

(Beifall bei der FDP ­ Lachen und Widerspruch bei der SPD)
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Im Vorfeld der Vorlage des Haushalts war zu lesen, dass man diesen Haushalt trotz der 

wirtschaftlichen Lage in die Tonne kippen sollte. Ich habe wörtlich zitiert. Ich würde das 

nicht sagen. Man kann daraus erkennen, wie verantwortungslos Teile der Opposition mit 

dieser Angelegenheit umgehen.

(Beifall bei der FDP)

Das ist verantwortungslos gegenüber dem Mittelstand, der die Mitte ohne die sofortige 

Beratung des Haushalts die Mittel nicht zur Verfügung gestellt bekommen könnte; ver­

antwortungslos gegenüber Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, deren Unternehmen 

keine Hilfe erhalten; gegenüber den Schülerinnen und Schülern, die keine Ausweitung 

der Lehrerzahlen erfahren würden; gegenüber den Studierenden, die nicht entlastet 

werden oder weil der Aufbau an neuen Studienplätzen nicht vonstatten gehen würde, 

und vielen anderen.

(Beifall bei der FDP)

Es wäre auch verantwortungslos gegenüber der nächsten Generation. Würden wir län­

ger warten, würden die Auswirkungen der Krise immer schlimmer werden, und wir 

könnten nicht entgegenwirken.

(Johanna Werner­Muggendorfer (SPD): Wer sagt denn, dass wir warten sollen?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD, ich streite mich gerne mit Ihnen über das 

Thema, wie eine Entlastung erfolgen sollte. Das ist immerhin noch eine politische Aus­

sage. Nur die politische Aussage zu bringen, wie Teile der GRÜNEN das tun, dass wir 

das Ganze stoppen, erneut beginnen sollen und somit sechs Monate keine Haushalts­

beratung haben werden, ist verantwortungslos und eine Beleididung der politisch mün­

digen Bürger und der Vernunft.

(Lachen bei den GRÜNEN ­ Heiterkeit bei der SPD)

­ Da können Sie schreien, solange Sie wollen.
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(Beifall bei der FDP ­ Zurufe der Abgeordneten Ulrike Gote (GRÜNE) und Johanna 

Werner­Muggendorfer (SPD))

Wir hier in diesem Raum tragen Verantwortung für die Maßnahmen in der aktuellen Lage, 

aber wir tragen auch Verantwortung für künftige Generationen. Auf diesem schmalen 

Grat bewegen wir uns, wenn wir einen solchen Haushalt verabschieden. An diesem 

Punkt ist ein Kommentar zu dem Bild des Geisterfahrers angebracht. Ein Geisterfahrer 

fährt gegen die Richtung und gegen den Strom. Was im Straßenverkehr völlig falsch ist, 

ist in der Wirtschaftspolitik richtig. Dort soll man sich antizyklisch gegen den Strom be­

wegen.

(Johanna Werner­Muggendorfer (SPD): Da sind wir uns einig, Respekt!)

Das sagt auch Herr Keynes, auf den Sie sich so oft berufen. Ich meine, es ist gar nichts 

Kritisches zu sehen, wenn die Regierung auf dem Gebiet der Wirtschaftspolitik in eine 

andere Richtung als die Konjunktur fährt.

Wir tragen die Verantwortung für die kommende Generation, und wir sind uns dessen 

auch sehr bewusst. Bei allem, was wir bisher wissen, werden wir 2009 ohne Verschul­

dung auskommen. Bisher hat in diesem Raum noch keiner den Stein der Weisen 

gefunden. Auch wir nicht. Wir werden im Herbst mit den neuen Zahlen regulieren müs­

sen. Bis dahin sehe ich den sicher sehr ereignisreichen Haushaltsberatungen entgegen 

und freue mich auf Ihre Änderungsanträge.

(Beifall bei der FDP und der CSU)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Ich erteile Herrn Abgeordneten Hallitzky das Wort 

zu einer Zwischenbemerkung und bitte Herrn Karsten Klein noch einmal an das Red­

nerpult.

Eike Hallitzky (GRÜNE):  Sehr geehrter Herr Klein, wären Sie bereit zur Kenntnis zu 

nehmen, dass die theoretische Grundlage, aufgrund der Sie behaupten, dass es mit 

Steuerentlastungen mehr Steuereinnahmen gebe, zum einen empirisch noch nie zum 
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Erfolg geführt hat und zum zweiten von Ronald Reagan ausprobiert wurde, was die USA 

absolut in die Pleite geführt hat? Würden Sie zur Kenntnis nehmen, dass die Aussage, 

man würde bei den sich jetzt auftürmenden Schulden mit Steuererleichterungen dauer­

haft zusätzliche Einnahmen akquirieren und zusätzliche Haushaltsstabilität erzeugen, in 

der Tat politische Geisterfahrerei ist? ­ Sie haben das Wort ohnehin für sich akzeptiert. 

Dafür bin ich Ihnen sehr dankbar. Das stimmt auch. Das mögen Sie als Intervention oder 

als Frage deuten.

Nehmen Sie jedenfalls bitte zur Kenntnis:Die Vorstellung, Steuererleichterungen wären 

für dieses Land derzeit tragfähig, hat das Niveau von Voodoo­Zauberei, bei der man 

versucht, fern jeder Realität eine Situation zu beschwören, die so nicht eintreten kann.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Herr Kollege Klein.

Karsten Klein (FDP):  Sie können es noch dreimal sagen, aber davon wird der Wahr­

heitsgehalt auch nicht höher. Wir wissen alle, dass die Situation damals in Amerika 

entstanden ist, weil sich die USA damals auf der anderen Seite der Laffer­Kurve befun­

den haben. Im Übrigen können wir gerne auch einmal ausführlich darüber diskutieren. 

Der Vorteil einer Entlastung, die übrigens nicht erst zur Jahresmitte, sondern sofort be­

zogen wird, ist eben, dass sie sofort wirkt  ­ im Gegensatz zu Konjunkturprogrammen, 

die sehr lange brauchen, bis sie wirken. Dann kann die Wirtschaft schon wieder in einer 

ganz anderen Situation sein. ­ Wenn Sie das auch endlich einmal zur Kenntnis nehmen 

könnten, wäre ich sehr dankbar.

(Beifall bei der FDP und der CSU)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Vielen Dank, Herr Kollege Klein. Als Nächster 

erteile ich der Abgeordneten Erika Görlitz für die CSU­Fraktion das Wort.

Erika Görlitz (CSU):  Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie mich noch 

kurz auf den kommunalen Finanzausgleich eingehen. Es ist eine Besonderheit in Bay­
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ern, dass man sich mit den kommunalen Spitzenverbänden an einen Tisch setzt und 

dass hier die Schwerpunkte der Politik für die Kommunen in einer Zusammenarbeit ver­

einbart werden. Ich denke, es ist was Tolles dabei herausgekommen. Lassen Sie mich 

deshalb noch einmal darauf eingehen.

Meine Damen und Herren, in der Gesamtbilanz steigt der kommunale Finanzausgleich 

um 225,9 Millionen auf insgesamt 6,8 Milliarden Euro. 2007 haben wir das erste Mal die 

Grenze von 6 Milliarden erreicht. Daran sehen Sie, wie wichtig und wie effektiv dieser 

Finanzausgleich für die Kommunen ist.

Der kommunale Finanzausgleich gibt ganz wichtige Impulse für das Wachstum und die 

Konjunktur. Bedenken Sie, dass von den Kommunen allein 60 % aller Investitionen der 

öffentlichen Hand getätigt werden. Da wird einem bewusst, wie wichtig es ist, dass diese 

Mittel zur Verfügung gestellt werden. Auch die Anhebung der Verbundsätze ist ein ganz 

wichtiger Bereich. Nur das gibt den Kommunen Sicherheit.  Beim allgemeinen Steuer­

verbund wird es eine grundsätzliche Erhöhung von 11,7 auf 11,94 % geben. Das hört 

sich jetzt ein bisschen wenig an; aber diese 0,24 Prozentpunkte machen immerhin 61 

Millionen aus. Damit erreichen wir 3,07 Milliarden. Außerdem ist der Kraftfahrzeugsteu­

erverbund ein wichtiger Punkt. Auch hier wird sich der Ansatz erhöhen. Schon im letzten 

Jahr wurde er von 42,83 % auf 50 % angehoben. In diesem Jahr legen wir einen weiteren 

Prozentpunkt drauf. Mit 51 % haben wir eine Steigerung um 16 Millionen. Ganz beson­

ders wichtig ist, dass damit auch der kommunale Straßenbau unterstützt werden kann. 

Die Mittel im Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz können wir damit um 30 Millionen 

anheben.

Insgesamt ermöglichen die Anhebungen der Verbundsätze Schwerpunktsetzungen so­

wohl bei den investiven Mitteln wie auch bei den allgemeinen Deckungsmitteln. Das wirkt 

natürlich bei den Verwaltungshaushalten der Kommunen ganz besonders.

Die Investitionsförderung ist ein weiterer wichtiger Schwerpunkt. 118 Millionen Euro 

mehr wollen wir in diesem Bereich investieren. Das macht haushaltssperrenbereinigt 
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allein beim Schulhausbau 45 Millionen Euro aus; auch die Krankenhausfinanzierung ist 

ein wichtiger Schwerpunkt mit 22,4 Millionen; das ist eine Erhöhung auf dann insgesamt 

500 Millionen Euro. Die Investitionspauschale ist für die Kommunen ein ganz wichtiger 

Punkt, weil sie hier einen gewissen Bewegungsspielraum für eigene Entscheidungen 

haben. Hier werden wir auf 173,3 Millionen Euro kommen; das sind immerhin 11 % mehr 

als im letzten Jahr.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, auch beim Gemeindeverkehrsfinanzierungs­

gesetz können wir mit 30 Millionen aufstocken. Wir haben damit 160 Millionen für diesen 

ganz wichtigen Bereich. Damit verhindern wir einen Abfinanzierungsstau in diesem Be­

reich. Auch für den Straßenbau und den Straßenunterhalt, was für unsere Flächenland­

kreise unheimlich wichtig ist, wird es eine Steigerung auf 250 Millionen Euro geben.

Auch der Forderung, die Verwaltungshaushalte zu stärken, die die kommunalen Spit­

zenverbände immer wieder erheben, können wir Rechnung tragen. Die Schlüsselzu­

weisungen, das Kernelement des kommunalen Finanzausgleichs, werden weiter um 

142,6 Millionen auf 2,58 Milliarden weiter steigen. Damit werden ganz besonders die 

schwächeren Gemeinden und Landkreise gestärkt; sie können ihre Einnahmen so ver­

bessern.

Die Schülerbeförderung ist uns ebenfalls sehr wichtig; hier halten wir den Staatsanteil 

von 60 % mit 8 Millionen mehr, die draufgelegt werden. Auch die Bezirke, hier der So­

zialhilfeausgleich, bleiben bei 580 Millionen, obwohl wir für die Bezirke die Übernahme 

der Gewässer der zweiten Ordnung beschlossen haben; damit sparen die Bezirke 9 

Millionen, die der Freistaat Bayern übernommen hat.

Angesichts der schwierigen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen ­ der Minister hat das 

am Anfang dargestellt ­ setzt der kommunale Finanzausgleich 2009 ein ganz klares Si­

gnal. Er gibt den Kommunen Finanzsicherheit und versetzt sie in die Lage zu investieren. 

Erneut ist es gelungen, einen aufgabengerechten und ausgewogenen kommunalen Fi­
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nanzausgleich zu gestalten. Es wird wieder wahr: Damit ist der Freistaat Bayern ein 

verlässlicher Partner der Kommunen.

(Beifall bei der CSU)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Entschuldigung: Erlauben Sie eine Zwischenfrage 

der Kollegin Kamm?

Christine Kamm (GRÜNE):  Frau Görlitz, Sie haben den kommunalen Finanzausgleich 

sehr gelobt, auch die Zuweisung an die Bezirke. Haben Sie zur Kenntnis genommen, 

dass die nur noch im Jahr 2009 so bleiben soll und dass sie 2010 gekürzt werden soll?

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Frau Görlitz.

Erika Görlitz (CSU):  Der Schwerpunkt liegt jetzt auf dem Finanzausgleich 2009. Sie 

wissen selbst, dass jedes Jahr neu verhandelt wird. Wenn es hier Veränderungen gibt, 

kann das sicherlich entsprechend angeglichen werden. Wir müssen immer abwarten, 

wie die Situation im nächsten Jahr ist. Hier geht es um das Jahr 2009, und ich glaube, 

da kommen wir ganz gut zurecht.

(Beifall bei der CSU)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Ich bedanke mich für Ihre Wortmeldung und für 

die Beantwortung der Frage. Weitere Wünsche zur Aussprache liegen mir nicht vor. Ich 

habe keine Wortmeldungen mehr und schließe die Aussprache. Zu einer zusammen­

fassenden Stellungnahme hat nun das Wort der Herr Staatsminister der Finanzen, Herr 

Georg Fahrenschon.

Staatsminister Georg Fahrenschon (Finanzministerium):  Herr Präsident, meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Nachdem wir noch intensive Haushaltsberatungen vor uns 

haben, will ich mich kurz fassen. Ich will aber doch auf den einen oder anderen Gedanken 

und den einen oder anderen Beitrag eingehen.
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Liebe Frau Rupp, am Ende ist es immer das Los der Opposition, dass man bei ver­

schiedenen Punkten einfach mal aufspringen muss. Deshalb verstehe ich auch, dass 

Sie jetzt aufgesprungen sind. Sie verlangen jetzt ein Konjunkturprogramm. Das Problem 

ist dabei allerdings: An dieser Stelle ist der Zug nicht nur schon auf dem Gleis, er ist 

schon angefahren, er läuft schon, er fährt!

(Zuruf der Abgeordneten Johanna Werner­Muggendorfer (SPD))

Die Bayerische Staatsregierung hat im November ein veritables Konjunkturpaket be­

schlossen. Setzen Sie sich mit den Fakten auseinander!

(Beifall bei der CSU)

Mit dem Doppelhaushalt ist der Mittelstandsschirm auf den Weg gebracht worden. Im 

Rahmen des Investitionsbeschleunigungsprogramms, das nicht heute beschlossen 

wurde, sondern das seit November schon wirkt, sind staatliche Baumaßnahmen im Um­

fang von über 350 Millionen Euro vollständig aus dem Jahr 2008 in das Jahr 2009 

übertragen worden. Die arbeiten schon, die Beträge sind schon ausgeschrieben!

(Johanna Werner­Muggendorfer (SPD): Was ist denn daran Neues? Das ist doch 

alles alt!)

Schon während der vorläufigen Haushaltsführung können aufgrund der Beschlusslagen 

Baumaßnahmen aus dem Programm 2020 im Volumen von 390 Millionen Euro begon­

nen werden. Das ist schon erledigt Frau Rupp, die sind schon am Arbeiten. Um Verzö­

gerungen bei zu fördernden Investitionen gegebenenfalls zu vermeiden, werden schon 

jetzt bei bestehenden Förderprogrammen Zustimmungen zum vorzeitigen Maßnahme­

beginn erteilt. Im Bereich von Artikel 10 FAG ist es bereits der Fall, dass Neuaufnah­

mevolumina in Höhe von 600 Millionen Euro für den Schulhausbau ausgewiesen werden 

können. Das macht insgesamt mehr als 1,3 Milliarden Euro. Frau Rupp, wachen Sie auf; 

wir sind schon dabei. Sie sind zu spät.

(Beifall bei der CSU)
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Vor diesem Hintergrund muss man sagen: Im Gegensatz zur SPD gibt der Doppelhaus­

halt die richtige Antwort in der jetzigen Lage. Wir vernachlässigen nämlich auch die 

langfristige Perspektive nicht.Wir entfachen jetzt nicht nur ein Strohfeuer und versuchen, 

es mit Neuverschuldung zu finanzieren. Das wäre genau die falsche Reaktion. Wir set­

zen diesen Doppelhaushalt in wirtschaftlich schwierigen Zeiten mit den richtigen Maß­

nahmen in Gang. Wir setzen mit dem Doppelhaushalt ein kraftvolles Zeichen gegen die 

Flaute. Versuchen Sie doch einmal den Vergleich mitzugehen. Wenn das Wirtschafts­

wachstum einbricht, wenn wir in Bayern im ersten Halbjahr 3 % hatten und die Prognose 

bei minus 2,25 % liegt, ist es doch ein veritables Zeichen der Gegensteuerung, wenn wir 

mit den Staatsausgaben um 5,4 % zulegen. Damit müssen Sie sich auseinandersetzen. 

Wir füllen jetzt diese Lücke aus. Insbesondere in der Bauwirtschaft, aber nicht nur dort, 

steuern wir mit erheblichen Mitteln dagegen. Das können Sie doch nicht einfach vom 

Tisch wischen, verehrte Frau Rupp.

(Beifall bei der CSU)

Auch beim kommunalen Finanzausgleich bitte ich Sie, nicht Birnen mit Äpfeln zu ver­

gleichen. Andere Länder speisen ihren kommunalen Finanzausgleich aus einem Steu­

erverbund. Bayern speist den kommunalen Finanzausgleich aus drei Steuerverbünden, 

aus der Kfz­Steuer, aus dem allgemeinen Steueraufkommen und aus der Grunderwerb­

steuer. Das lässt sich sehen, und das ist nicht zu unterschätzen. Vor dem Hintergrund 

bitte ich Sie, deutlich zu machen, dass wir zum richtigen Zeitpunkt mit den richtigen 

Instrumenten gehandelt haben.

Die Aussage der SPD, der Haushalt des Jahres 2007 wäre tatsächlich ausgeglichen 

gewesen und alle anderen nicht, ist schlicht und einfach falsch. Wenn man die notwen­

dige Kreditaufnahme für die Kapitalzufuhr an die BayernLB beiseite lässt, haben wir seit 

2006 keine Nettoneuverschuldung. Der Freistaat Bayern hat seit dem Jahr 2006 keinen 

einzigen Euro neue Schulden aufgenommen. Das ist die Tatsache.

(Widerspruch bei der SPD ­ Beifall bei der CSU)
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Die laufenden Einnahmen überstiegen die laufenden Ausgaben. Der Finanzierungssal­

do war positiv. Wenn Sie wollen, können Sie es in der Haushaltsrechnung nachlesen. 

Der Rechnungshof wird es Ihnen bestätigen.

Lieber Herr Pointner, ich verstehe Ihre Nachfrage nach den Rücklagen. Ich weise darauf 

hin, dass die Rücklagen ausweislich des Einzelplans 13 zum 31.12.2007 bei 1,8 Milli­

arden Euro lagen. Hinzu kam die Entscheidung beim Nachtragshaushalt 2008, weitere 

400 Millionen Euro in die Rücklage einzustellen. Der Jahresabschluss 2008 hat bei der 

Entscheidung über den Doppelhaushalt und dessen Drucklegung noch nicht vorgelegen, 

weil wir den Dezember, den steuerstärksten Monat, noch abwarten mussten. Im Jah­

resabschluss ist aber über eine Milliarde an Steuermehreinnahmen zu verbuchen ge­

wesen. Auch das wird mit dem Haushaltsergebnis 2008 dem Haushaltsausschuss zur 

Verfügung gestellt. Ich gebe Ihnen gerne die einzelnen Fundstellen an, möchte aber 

darauf hinweisen, dass wir schon in der Vergangenheit mit einzelnen Berichterstattun­

gen den absoluten Überblick über die Rücklagen gewährt und damit für Klarheit und 

Wahrheit gesorgt haben, und dass wir das auch in Zukunft tun werden.

Mit dem Programm für Investitionen der Kommunen und Länder werden im Rahmen des 

Konjunkturpakets II in Bayern 1,9 Milliarden zur Verfügung stehen. Wir werden zusam­

men mit den bayerischen Kommunen diese Chance nutzen, um den Konjunkturabsturz 

zu mildern, die Beschäftigung zu sichern und uns für die Zukunft zu stärken. Wir werden 

zusätzliche Projekte im Bereich von Bildung und Infrastruktur verwirklichen können. Aber 

auch da müssen wir auf das konkrete Bundesgesetz und die Verwaltungsvereinbarung 

mit dem Bund warten. Die Tatsache, dass heute erst das Bundeskabinett entschieden 

hat, heißt noch lange nicht, dass wir gesicherte Grundlagen haben. Das Verfahren sieht 

auch hier noch eine Bundestagsberatung und eine Beratung in der Länderkammer vor. 

Wichtig ist, dass die Kofinanzierung nicht allein vom Freistaat Bayern, sondern von den 

Kommunen und vom Staat zu leisten ist. Die Rahmenbedingungen sind aber unklar, 

deswegen hat Ihnen heute niemand etwas Genaueres oder gar Abschließendes sagen 

können.
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Ich kann aber zwei Tatsachen festhalten: Bayern muss insgesamt 476 Millionen Euro 

zur Kofinanzierung beitragen. Diese Mittel werden sowohl vom Freistaat als auch von 

den Kommunen aufgebracht werden. Zweitens gibt es Bestrebungen im Bund, dass 

selbst gut wirtschaftende Länder sich quasi verschulden müssen, um die Kofinanzierung 

des Konjunkturprogramms zu bestreiten. Das ist der falsche Weg. Es kann nicht sein, 

dass wir alle dazu zwingen, die Kofinanzierung des Konjunkturprogramms II über die 

Verschuldung zu lösen, nur weil es der Bund nicht anders kann. Das ist mit Sicherheit 

der falsche Weg, weil wir uns dann eben nicht nach unseren Möglichkeiten engagieren 

können.

(Beifall bei der CSU ­ Johanna Werner­Muggendorfer (SPD): Dann lieber keine Ko­

finanzierung?)

Lieber Herr Mütze, ich glaube, wir haben im Wesentlichen einen politischen Dissens. Ich 

sehe ihn gerade nicht, trotzdem will ich es herausarbeiten. Dort, wo Herr Mütze am Ende 

schon langweilig und fast buchhalterisch argumentiert, muss man doch festhalten, dass 

wir uns bei der Ausrichtung der Haushalts­, Finanz­ und Steuerpolitik mit aller Macht 

darauf stürzen müssen, dass wir Wachstum ins Land bringen. Ohne Wachstum werden 

wir weder Investitionen noch Konsolidierung erreichen können. Vor dem Hintergrund 

gestehe ich voll zu, dass ich auf allen mir zur Verfügung stehenden Ebenen dafür werbe, 

dass wir Steuern senken und klug investieren können, damit wir schnellstmöglich wieder 

Wachstum in unser Land bringen. Nur mit Wachstum sind wir in der Lage, Probleme zu 

lösen. Ohne Wachstum wären die Probleme größer, meine sehr verehrten Damen und 

Herren.

(Beifall bei der CSU und bei Abgeordneten der FDP)

Zum Stichwort Schaeffler kann ich Ihnen bestätigen, dass selbstverständlich der Mini­

sterpräsident, der Wirtschaftsminister und der Finanzminister Gewehr bei Fuß stehen, 

wenn ein Unternehmen von der Größe und der Bedeutung der Schaeffler­Gruppe um 

einen Termin bei der bayerischen Staatsregierung anfrägt. Das ist unsere Aufgabe. Beim 
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Ausmaß der aktuell vorherrschenden konjunkturellen Probleme wird es auch weitere 

dieser Termine geben. Alles andere gehört nicht ins Plenum des Bayerischen Landtags.

(Beifall bei der CSU und bei Abgeordneten der FDP)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit Blick auf die heutige Debatte darf ich fest­

halten, dass die Regierung mit ihrem Entwurf zum Doppelhaushalt 2009/2010 auf den 

weltweiten Konjunkturabsturz die richtige Antwort gegeben hat. Wir setzen auf ein kraft­

volles Ausgabenwachstum. Wir setzen auf Investitionen auf hohem Niveau. Und wir 

setzen auf die Stärkung der Zukunftsfelder in Bayern. Das Investitionsprogramm des 

Bundes ist eine sinnvolle Ergänzung dazu. An sich ist aber der komplette Doppelhaushalt 

ein Kraftpaket, ein Investitionspaket erster Güte. Bayern bleibt Vorbild. Ich freue mich 

auf die Debatten mit Ihnen.

(Anhaltender Beifall bei der CSU und bei Abgeordneten der FDP)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde:  Nach § 148 der Geschäftsordnung sind beide 

Gesetzentwürfe dem Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen als federführen­

dem Ausschuss zu überweisen. Besteht damit Einverständnis? ­ Das ist der Fall. Dann 

ist es so beschlossen.
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